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Viele Mitglieder des Betriebsrates waren in der nun ablaufenden BR-Periode für 
Sie aktiv und bemüht, Ihnen Hilfe und Unterstützung zu geben.
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> Gefordert.Erkämpft.Für Sie erreicht!
Gemeinsam mit dem Zentralbetriebsrat, der Gewerkschaft öffentlicher Dienst, dem ÖGB sowie der Kärntner Arbei-

terkammer konnte der Betriebsrat in den vergangenen Jahren vieles für Sie bewegen. Natürlich ist es durch die im-

mer schneller werdenden Entwicklungen und Veränderungen notwendig, auch die zukünftigen Herausforderungen 

mit Ihnen gemeinsam zu meistern. Hier ein kurzer Überblick: Für Sie erreichte Ziele BR-Periode 2013 bis 2017

> In Zukunft gefordert

Neuer Einreihungsplan für alle Bediensteten der Pflegeberufe und MAB 

Weiterhin Forderung nach Schwerpunkt für Villach

Verbundweite harmonisierte Personaleinsatzplanung

Neuregelung der F-Tage

Erhalt der Reinigungsdienste in Eigenreinigung

Verbesserungen in der Nachtschwerarbeit, um Zuordnung zu erleichtern

Ehestmögliche Reaktivierung der Tiefgarage

Weiterentwicklung und Ausbau der Angebote für  Kinderbetreuung

Keine Auslagerungen der Betriebe

Gehaltsabschlüsse für 2014 und 2015 über der Inflationsrate erreicht. Nach Nulllohnrunde 2016 

wurde eine Abgeltung für 2017 (0,5%) und 2018 (0,8%) über dem Bundesabschluß verhandelt .

Umsetzung des Pflegepaketes  mit: 

❍ Gehaltserhöhung für die Pflegeberufe

❍ 100 Dienstposten (KABEG) mehr für die Pflege

        
❍ 25% Mehrzeitzuschlag für alle Dienstgruppen

       
Änderung des MAB Gesetzes 2014 bis 2017, damit Sicherung der geforderten Umsetzung

Die Anpassung der Pflegefreistellung an die bessere Bundesregelung

Überführung der Hebammen in K2b nach zähen Verhandlungen umgesetzt

Überführung des gehobenen Krankenpflegefachdienstes in die FH Ausbildung 

und dem neuen GuKG 2017 realisiert

Ärzteausbildung EU-konform  umgesetzt

Neues Ärztegehaltsschema im LVBG festgeschrieben

Neue Vereinbarungen für Ärzte zur Arbeitszeitreduzierung geschlossen

Kinderbetreuung in verschiedensten Formen ermöglicht: Tagesmütter, Nachmittagsbetreuung, 

Krabbelstube, Kindergarten
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Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Kaum zu glauben, seit meinem letzten Tätigkeitsbericht 
sind es schon vier Jahre her. Oder noch spektakulärer ge-
sagt: 56 Monate und 16 BR News lang. Um nicht den Rah-
men zu sprengen, möchte ich auf ein paar für mich ganz 
wesentliche Themen Bezug nehmen:
Ich bin der Überzeugung, dass man nur wirklich hilft, wenn 
man auch zeitnah für eine Lösung sorgt. Deshalb bin ich 
froh, dass bei den hunderten persönlichen Kontakten mit 
Ihnen, für fast alle eine Lösung ihrer Situation oder Pro-
bleme gefunden werden konnte. Diese Lösungen sind 
meistens ganz leicht, wenn es zu dem Problem eine klare 
gesetzliche Grundlage gibt. Eine Herausforderung ist es 
aber, aus dem vermeintlich Gerechten das Recht abzulei-
ten, um zu einer Lösung für den Betroffenen zu kommen. 
Aber ich bin davon überzeugt, dass mit  guter Kommuni-
kation und dem Willen einer Lösung beiderseits, eigentlich 
so ziemlich alles zu schaffen ist. Wo ein Wille, da ein Weg! 

Das wichtigste Werkzeug für mich sind die persönlichen 
Beratungen und Gespräche. Gespräche über Themen 
wie Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Gesundheit am 
Arbeitsplatz, Extrembelastung am Arbeitsplatz, Lang-
zeitkrankenstand und Rückkehr, Umstrukturierung von 
Arbeitsbereichen und vieles mehr. Sie geben mir die Mög-
lichkeit, ein Gefühl für die Sorgen und Herausforderungen 
zu bekommen, Ideen und Lösungsvorschläge zu erarbei-
ten und  mit diesen an das Direktorium und den KABEG-
Vorstand heranzutreten und Vereinbarungen zu treffen. 
Hier einige Beispiele: Die häufige Bitte um Interventi-
on für einen Kinderbetreuungsplatz hat uns dazu veran-
lasst, Lösungen zu finden. Ein hauseigener Kindergarten 
war räumlich nicht vorschriftsmäßig machbar. Mit dem 
Kindergarten Nikolai besteht schon sehr lange ein Ver-
trag und das LKH Villach bezahlt für die erweiterten Öff-
nungszeiten. Der Bedarf an Kleinkindbetreuung ist aber 

gestiegen, da mit dem einkommensabhängigen Kinder-
betreuungsgeld mehr finanzielle Unterstützung erreicht 
werden konnte. So kommen heute viele Kolleginnen nicht 
nach drei Jahren, sondern nach zwei Jahren zurück in den 
Beruf. Deshalb werden wir weiterhin unser Angebot mit 
dem Verein Sonnenstrahl finanziell unterstützen. Dazu 
wurde eine Kinderbetreuung am LKH durch Tagesmütter 
vom Direktorium und Betriebsrat initiiert und ausgebaut. 
Des Weiteren starten wir gemeinsam mit dem LKH Villach 
die Aktion der Nachmittagsbetreuung, um auch im Volks-
schulbereich Hilfe anzubieten. Der Vorteil unserer Lösung 
ist es, dass nicht ganze oder halbe Wochen vertraglich 
vorab gebucht werden müssen, sondern dem Turnus-
dienst angepasst tageweise Betreuung genossen werden 
kann. 
Ebenso  kam in den Beratungsgesprächen zum Vorschein, 
dass der Wiedereinstieg und die Vereinbarungen zur El-
ternteilzeit sich oft schwierig gestalten. Diese Situationen 
veranlassten mich, dieses Problem immer wieder anzuspre-
chen. Dank der KABEG und der Pflegedirektion gelang es, 
das Projekt „Geringfügige Beschäftigung  in Elternteilzeit 
für die Pflegeberufe“ zu realisieren. Die Mitarbeiterinnen 
verlieren so nicht den Anschluss zur Arbeit. Die Station 
hat den Vorteil, dass keine lange Einarbeitung notwendig 
ist. Die Elternteilzeit lässt sich durch beidseitige Kenntnis 
der Situation leichter vereinbaren, die Station kann etwas 
entlastet werden und die Karenzzeit finanziell etwas auf-
gebessert werden.

Ein weiteres Anliegen vieler war die extreme Leistungsan-
forderung während eines langen Arbeitstages. So wurde 
in Kooperation mit Direktorium und Pflegeleitung das Pro-
jekt „Mach mal Pause“ entwickelt und umgesetzt. Dieses 
beinhaltet bewusst wahrgenommene Pausen kombiniert 
mit Bewegungssimulation und gesunder Jause. Auf Grund 
des Erfolges wird es auch auf andere Bereiche erweitert. 

Ein weiterer ganz wesentlicher Bereich trifft auf die Ar-
beit zu, welche sich auf Grund von gesetzlichen Verän-
derungen ergibt. So war es ganz wichtig, dass wir uns 
seitens der Gewerkschaft bei der Entstehung des neuen 
GukG-Gesetzes einbrachten. Ebenso war es ein langer 
intensiver Kampf, die Registrierung unter dem Dach der 
Arbeiterkammer zu wissen. Die Registrierung wird  2018 
für alle Gesundheitsberufe eingeführt.

Wir haben viel geschafft und werden auch in Zukunft 
bestmögliche, realisierbare Lösungen zu Ihren tagtägli-
chen, strukturellen sowie beruflichen Herausforderungen 
finden. Ich freue mich, wenn Sie bei uns im Betriebsrats-
büro vorbei kommen oder uns telefonisch kontaktieren. 
Wir stehen Ihnen gerne mit Rat und Tat zur Seite.

> „Zeitnah für Lösungen sorgen“

Neuer Einreihungsplan für alle Bediensteten der Pflegeberufe und MAB 

Weiterhin Forderung nach Schwerpunkt für Villach

Verbundweite harmonisierte Personaleinsatzplanung

Neuregelung der F-Tage

Erhalt der Reinigungsdienste in Eigenreinigung

Verbesserungen in der Nachtschwerarbeit, um Zuordnung zu erleichtern

Ehestmögliche Reaktivierung der Tiefgarage

Weiterentwicklung und Ausbau der Angebote für  Kinderbetreuung

Keine Auslagerungen der Betriebe
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Die letzten vier Jahre waren von intensiven bundes- und lan-
desweiten Verhandlungen geprägt. Das MAB (Medizinische 
Assistenzberufe) Gesetz musste mit Novellierungen praxis-
tauglich gemacht werden. Das neue GuKG (Gesundheits- u. 
Krankenpflegegesetz) schuf neben zahlreichen Änderungen, 
auch den neuen Pflegeberuf eines Pflegefachassistenten. 
Dies wurde in den letzten Jahren intensivst in Wien, aber auch 
in Klagenfurt und in den Betriebsratsgremien oftmalig be-
sprochen, bis es zu einer endgültigen Umsetzung gekommen 
ist. Trotzdem darf ich vermerken, dass mir einige Punkte im 
neuen Gesetz noch Kopfzerbrechen bereiten. Diese gilt es in 
den nächsten Jahren noch so zu verändern bzw. anzupassen, 
dass sie dann praktikabel im Alltag umsetzbar sind. 

Landesspezifisch war die ablaufende Periode von intensiven 
Gehaltsverhandlungen gekennzeichnet. Bis 2016 schnitten 
wir dabei gut ab. Da sich das Land Kärnten 2016 durch die 
HETA-Verhandlungen in einem ganz kritischen Stadium be-
fand, mussten wir notwendigerweise eine Null-Lohnrunde 
hinnehmen. Ich danke der Belegschaft für die positive und 
verständnisvolle Einstellung bezüglich dieser Verhandlungen. 
2017 und 2018 konnten wir diesen Verlust wieder wettma-
chen. Weiters wurden für die Bediensteten soziale Einrich-
tungen, wie die Tagesmütter oder die Nachmittagsbetreuung, 
geschaffen. Hiermit wurde eine große Lücke geschlossen und 
ich hoffe, dass wir damit allen KollegInnen die Sorgen für die 
Kinderbetreuung genommen haben. 

Dank der Gewerkschaft und der Arbeiterkammer sowie harten 
politischen Verhandlungen innerhalb der Regierung, konnte 
2016 die größte Steuerreform der zweiten Republik umgesetzt 
werden. Durch die hervorragende gewerkschaftliche und kam-
merrätliche Arbeit bleiben den ArbeitnehmerInnen fünf Milliar-
den Euro mehr „im Börsel.“ 

Im Jahr 2015 hat der Betriebsrat mit den Verantwortlichen der 
KABEG und den Verantwortlichen des Landes Verhandlun-

gen über ein neues Pflegeschema aufgenommen. Notwen-
dig wurde dies durch die gravierenden Veränderungen in 
den pflegerischen Aufgaben- und Tätigkeitsbereichen. Durch 
neue Ausbildungen (Bachelor, Pflegefachassistenten) und der 
Übernahme zahlreicher ärztlicher Tätigkeiten, ergaben sich 
andere Arbeitsabläufe und Verantwortungen. Nach einjäh-
rigen Verhandlungen mit der KABEG und dem Land Kärnten 
sowie den Bürgermeistern und den Gemeinden ist es dem 
Zentralbetriebsrat gelungen, alle Beteiligten zu überzeugen, 
dass Pflege „MEHRWert“ ist. Auch die vorgeschlagenen 15 
Millionen Euro zur Umsetzung dieses Pflegepaketes wurden 
beschlossen. Entscheidend für die Umsetzung war, dass sich 
bei den Betriebsversammlungen hunderte KollegInnen zu-
sammengefunden und damit ihre Einigkeit und Stärke unter 
Beweis gestellt haben. Ein weiterer wichtiger Punkt waren 
auch die Zulagen im LKH Villach, welche nicht immer mit dem 
LKH Klagenfurt ident waren. Es galt, diese auf das gleiche Ni-
veau zu bringen und ich darf sagen, dass mit einer Ausnahme, 
jetzt alle Zulagen mit Klagenfurt konform sind. 

Jeder Traum hat ein Ende und es ist von meiner Seite aus, in 
wenigen Monaten, Zeit, leise Servus zu sagen. Als ich 1990 als 
junger Betriebsratsvorsitzender-Stv. begann, war mir gar nicht 
bewusst, was mich in den nächsten Jahrzehnten erwarten wür-
de. Ich war engagiert und sah in dieser Aufgabe nicht einen Job, 
sondern eine Berufung. Ich habe versucht, möglichst vieles um-
zusetzen. Vieles ist gelungen – aber nicht alles. Wie im täglichen 
Leben - man kann nicht alles erreichen, auch wenn man es noch 
so gerne möchte. Was mich besonders freut, dass ich am An-
fang als junger Betriebsrat das K-Schema mit verhandelt habe 
– damals noch mit ZBR-Vors. Gebhard Arbeiter und Arnold Auer, 
sowie Ewald Wiedenbauer – und jetzt am Ende meiner Tätigkeit 
gemeinsam mit Arnold Auer die Verhandlungen für das neue 
Pflegepaket zum Erfolg führen durfte.

Wenn ich die letzten drei Jahrzehnte Revue passieren lasse, 
bin ich stolz, dass es mir gelungen ist, aus dem damaligen win-
zigen Büro, für die Bediensteten und zukünftigen Betriebsräte, 
ein arbeits- und wohlfühlgerechtes Büro zu schaffen. Beson-
ders am Herzen liegt mir auch das Vermächtnis von Dr. Fritz 
Lasch, unser Gemeinschaftshaus, das nach mehrmaligem Um-
bau auf einem sehr hohen und zukunftsweisenden Niveau, als 
Treffpunkt abseits der Arbeit, bewahrt werden konnte. 

Da ich im nächsten Jahr zu Ostern meine Arbeit beenden wer-
de, möchte ich mich auf diesem Weg bei allen KollegInnen, die 
mir fast drei Jahrzehnte ihr Vertrauen geschenkt haben, noch 
einmal recht herzlich bedanken. Dank Ihrer Unterstützung 
konnten wir viel erreichen und ich wünsche Ihnen weiterhin 
viel Gesundheit und Erfolg.

Karl Binder 

>  Viele Herausforderungen galt es zu meistern
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Basis für eine hochwertige qualitative, me-
dizinische und pflegerische Versorgung der 
Kärntner Bevölkerung!

Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn man die letzten vier Jahre Revue passieren lässt, kann 
man glücklicherweise positiv feststellen, dass die Zeiten des 
politisch getriebenen Aktionismus und der dadurch hervor-
gerufenen großen organisatorischen Änderungen einem be-
rechenbaren und sachlich geprägten Verhalten der verant-
wortlichen Akteure gewichen ist.

Die Jahre 2013 bis 2017 können - nicht nur aus Sicht des Be-
triebsrates - als eine Periode der großen gesetzlichen Neure-
gelungen und der damit einhergehenden organisatorischen 
und inhaltlichen Veränderungen mit großen Auswirkungen 
auf das Klinikum Klagenfurt gesehen werden.

Die durch das Arbeitszeitgesetz begründeten Veränderun-
gen im medizinischen Bereich und auf der anderen Seite die 
Änderungen in der GuKG-Novelle, die der Pflege zusätzliche 
Belastungen und Mehrleistungen aufbürdeten, weiters die 
Änderungen im Landesvertragsbediensteten-Gesetz bilde-
ten inhaltliche Schwerpunkte der Betriebsratstätigkeit in der 
abgelaufenen Funktionsperiode.

Damit einhergehend und verbunden waren die berechtigten 
ökonomischen Forderungen der Kolleginnen und Kollegen 
nach einer zufriedenstellenden Lösung. Die schwierigen öko-
nomischen Rahmenbedingungen, die das Land Kärnten in 
diesem Zeitraum prägten und noch immer belasten, gestalte-
ten die Verhandlungen des Betriebsrates und des Zentralbe-
triebsrates mit den politisch Verantwortlichen im Land Kärn-
ten und auch mit dem Aufsichtsrat der KABEG als äußerst 
schwierig und zeitraubend, führten aber letztendlich doch zu 
einem positiven Ergebnis im Sinne der Kollegenschaft.

>  Arbeitsplatzgarantie – Standortsicherung
Teil dieser Verhandlungen und dann im Aufsichtsrat der KA-
BEG getroffenen Investitionsentscheidungen waren die von 
Seiten des Betriebsrates vehement geforderten und unter-
stützten Ausbaumaßnahmen an den einzelnen Standorten. 
Die Wesentlichsten unter vielen anderen wären: LKH Villach 
- Baustufe 1; LKH Wolfsberg - Baustufe 1 bis 5 sowie für das 
LKH Laas - Umbau der Sanitäreinrichtungen! Diese Investiti-
onsvorhaben sichern damit zukünftig weiterhin den jeweiligen 
Standort und damit auch die Arbeitsplätze der dort tätigen 
Kolleginnen und Kollegen langfristig weiter ab.

Nicht ohne Genugtuung und Zufriedenheit kann festge-
halten werden, dass diese nicht immer leichte Aufgabe von 
Seiten des Betriebsrates und seiner Vertreter, auch aufgrund 
der von den Kolleginnen und Kollegen gezeigten intensiven 
Unterstützung, mit Erfolg gemeistert wurde und damit den 
Vorstellungen und Erwartungen der Kolleginnen und Kolle-
gen entsprochen wurde.

Dies betrifft nicht nur die, aufgrund von Rückmeldungen aus 
der Kollegenschaft, notwendigen und erfolgreich initiierten 
Reorganisationsmaßnahmen in der Betriebsorganisation 
des Klinikums Klagenfurt, die der Betriebsrat mit zahlreichen 
Betriebsvereinbarungen im Sinne der Kolleginnen und Kolle-
gen erfolgreich begleitete und zu einem positiven Abschluss 
brachte. Stellvertretend dafür steht der Abschluss einer Be-
triebsvereinbarung betreffend den Reinigungsdienst, der die 
Eigenreinigung im Klinikum Klagenfurt weiterhin sichert und 
der Diskussion betreffend einer Privatisierung dieses Berei-
ches ein Ende setzte. Die erfolgreichen Verhandlungen zum 
Pflegepaket, die erst nach Druck durch die gezeigte Einigkeit 
aller Kolleginnen und Kollegen in der Betriebsversammlung 
zu einem erfolgreichen Ende geführt werden konnten, zei-
gen dies anschaulich.

Die zukünftigen nationalen und internationalen als auch 
die demographischen Entwicklungen im Gesundheitswesen 
werden die politisch Verantwortlichen im Land Kärnten und 
in der KABEG vor große Herausforderungen stellen. Diese 
sind nur mit den Betriebsräten und unter Einbeziehung der 
betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gemeinsam zu 
bewältigen.

Der Zentralbetriebsrat und die Betriebsräte in den einzel-
nen Häusern werden weiterhin mit aller Kraft daran arbeiten, 
auch in Zukunft für das Wohl der Kolleginnen und Kollegen 
zufriedenstellende Lösungen zu erarbeiten. Dafür ersuchen 
wir Sie um Unterstützung, denn nur gemeinsam sind wir in 
der Lage, unsere berechtigten Anliegen bei den Verantwort-
lichen auch zukünftig entsprechend zu vertreten.
 

Arnold Auer
ZBR- und BR-Vorsitzender
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Geschätzte Kolleginnen und Kollegen,

in den letzten vier Jahren hat sich bei uns im Haus für die be-
günstigt Behinderten viel getan.

Auf Grund der steigenden Belastung im Beruf sowie auch im 
Privatleben, leidet unsere Gesundheit  zunehmend. Immer 
mehr Kolleginnen und Kollegen haben Probleme mit dem 
Stützapparat. Aber auch Umwelteinflüsse belasten uns sehr. 

Durch diese Gegebenheiten ist die Zahl der begünstigt Be-
hinderten auf fast 150 Personen im Hause angestiegen. Ge-
meinsam mit dem Betriebsrat und Betriebsarzt bin ich immer 
bemüht, den Bedürfnissen der Erkrankten nachzukommen. 
Trotz der aktuellen Parkplatzproblematik haben wir die 
Parkplätze für behinderte Menschen noch aufstocken kön-
nen. Vielen Betroffenen konnte mit diversen Ansuchen bei 
Ämtern und Versicherungsträgern sowie beim Steueraus-
gleich geholfen werden. Zu einer großen Herausforderung  
wird immer wieder die Erleichterung am Arbeitsplatz. Durch 
den immer höheren Arbeitsaufwand und den steigenden Er-
fordernissen ist es schwierig, die Belastung  zu minimieren. 
Durch Personalaufstockung und diverse Umstrukturierun-
gen im kommenden Jahr, hoffe ich aber auch hier auf eine 
Verbesserung.

Gelungen ist uns auch der Erhalt der gesamten Dienstpos-
ten des Reinigungspersonals
Derzeit läuft ein Projekt der Hauswirtschaft auf der Kinderab-
teilung. Bei positivem Ergebnis ist eine Erweiterung auf meh-
rere oder alle Abteilungen angedacht. Dies sollte eine Erleich-
terung für diese Berufsgruppe bedeuten, ohne dass es dabei 
zu einer Dienstpostenreduktion kommen darf. Auch wurde 
mit dem Betriebsrat sowie Mag. Freunschlag die Regelung 
der Dienstzeiten vereinbart, um den Erfordernissen gerecht 

>  Rückblick der Behindertenvertrauensperson

zu werden und eine Regelmäßigkeit zu garantieren. Mein 
Anliegen und meine Bemühungen in den nächsten Jahren 
gelten dem Erhalt der Berufsgruppe und einem geregelten 
Arbeitsplatz.

Unser Gemeinschaftshaus feierte Zehn Jahre
Mit Stolz kann ich auch auf das Gemeinschaftshaus hinwei-
sen, das bereits sein zehnjähriges Jubiläum feierte. Die aus-
gezeichnete Küche wird von unseren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern geschätzt und gerne in Anspruch genommen. 
Viele Feiern, wie unser Maroni- oder Prosciuttofest, finden 
in den Räumlichkeiten Anklang. Viele Geburtstage oder 
Taufen, Weihnachtsfeiern und auch Hochzeiten wurden in 
den letzten Jahren hier gefeiert. Unsere vier guten Seelen 
in der Küche und im Service sowie das schöne Ambiente, 
tragen zum Gelingen einer jeden Feier bei.

Ob bei Kaminfeuer im einzigartigen Weinkeller oder auf un-
serer Sonnenterrasse sind alle Kolleginnen und Kollegen im-
mer herzlich willkommen. Wir werden uns bemühen, diese 
Einrichtung von Haubenküche bis Sauna für Sie weiter zu 
erhalten.

Michael Orasch 
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Es gilt das Motto, dass man besser vorher einmal kurz 
nachfragt, bevor man später zu kurz kommt. Viele Kolle-
ginnen und Kollegen haben so manche Herausforderung 

zu meistern und wir tun unser Möglichstes, um Sie dabei zu 
unterstützen. Egal ob es sich um Hilfe am Arbeitsplatz, mit Ar-
beitskollegen oder Vorgesetzten handelt – wir stehen Ihnen mit 
Rat und Tat zur Seite. Rufen Sie uns an und/oder vereinbaren 
Sie einen Termin im BR-Büro, damit wir uns für Sie ausreichend 
Zeit nehmen können und Sie sich langes Warten oder nutzlose 
Wege ersparen. Ihre Fragen sind unser Auftrag – die Suche 
und das Finden von Lösungen unsere Arbeit. 

Die häufigsten Fragen betreffen Themenbereiche wie:
 Rechtsauskünfte zum Dienstrecht: Arbeitszeit, Einstufung, 

Urlaub, Lohnabrechnung, Diensteinteilung
 Beratung und Hilfestellung bei Antragsstellung bezogen 

auf: Schwerarbeit, Pensionen, Altersteilzeit
 Fragen und Anträge in Bezug auf Vereinbarkeit Familie 

und Beruf. Diese erstrecken sich vom Mutterschutz, über 
Elternkarenz bis zum Kinderbetreuungsgeld in all seinen 
Variationen, Planung des Wiedereinstieges, Projekt ge-
ringfügige Beschäftigung in Elternkarenz, Kündigungen 
mit Erhalt des Abfertigungsanspruches (Abfertigung alt), 
Hilfestellung bei auswärtiger Kinderbetreuungsplatzsuche 

 Beratungen und Hilfe beim Wiedereinstieg nach langen 
Krankenständen bis hin zu Lösungen des Dienstverhält-
nisses mit Wiedereinstellungsmöglichkeit. Hilfestellung 
zur Erlangung der Invaliditätspension bzw. Reha-Geld.

 Bildungskarenz mit und ohne Ersatzarbeitskraft, Bildungs-
teilzeit, Beratung zu Finanzierung, Zuschüsse und Steuer-
abschreibung.

 Hilfe für Mitarbeiter welche zu Hause zu pflegende Ange-
hörige betreuen. Vom Pflegeurlaub, Hilfe bei Organisation 
der Diensteinteilung bis hin zu Pflegekarenz oder Pflege-
teilzeit zu beantragen.

 Beratung bei Änderung des Dienstausmaßes, Versetzun-
gen, Struktur und Organisationsänderungen

 Hilfestellung bei Gehaltsvorschüssen, unabhängig ob aus 
einer sozialen Indikation oder zu Wohnraumschaffung

 Besprechungen bezüglich Beurteilungen welche vom 
Dienstnehmer anders oder kritisch gesehen werden

…und vieles andere mehr.

Immer top informiert mit den BR News: 
Quartalsmäßig erscheint unsere Betriebsratszeitung, die 
BR News.  In dieser können Sie alle aktuellen Informationen 
nachlesen und erhalten einen guten Überblick bezüglich 
Berufsrecht, allgemeine gesetzliche Änderungen, Aktionen, 

> Service – So viel Zeit muss sein…
Reisen und Vorankündigungen und noch vieles mehr. Die 
Zeitung wird direkt nach Hause geliefert. Mit den Werbun-
gen können wir gewähren, dass wir die Druckkosten nicht 
aus dem BR-Fond bezahlen müssen. Des Weiteren bieten die 
werbenden Firmen zumeist besondere Begünstigungen für 
unsere Kolleginnen und Kollegen.

Unsere Homepage: 
Sie können vom Intranet und Internet aus auf die Homepage 
zugreifen, um sich über den Betriebsrat und seine Aktivitäten 
sowie aktuell wichtige Ausschreibungen zu informieren. 
Auch die BR News ist online abrufbar. Zudem wird das Ge-
meinschaftshaus vorgestellt. Die Preisliste der Speisen und 
Getränke kann dort ebenso eingesehen werden, wie der wö-
chentliche Menüplan. 

Fuhrpark:
Manchmal sollte das Auto größer sein. Ein Renault Espace 
bietet genügend Platz  für Großfamilienausflüge, die Fahrt 
mit Freunden oder Kollegen zu Anlässen,  Fortbildungen und  
Urlauben. Wir vermieten dieses Auto zum Selbstkostenpreis. 
Natürlich sind wir davon abhängig, wie sorgfältig unsere 
MitarbeiterInnen mit dem Fahrzeug umgehen. Ein verant-
wortungsvoller Umgang erspart Ihnen und dem Betriebsrat 
viel Geld.

Kleinlastwagen: Ob Holzlieferung, Entrümpelung oder Sie-
delvorhaben – ein Klein-LKW ist oft von Nöten. Dieses Fahr-
zeug hat schon so manche spektakuläre Lieferaktion hinter 
sich gebracht. Der Preis ist auch hier nur zur Kostendeckung 
der Betriebs- und Erhaltungskosten kalkuliert.

Der Tätigkeitsumfang des Betriebsrates ist weitreichend und be-

trifft ganz viele Belange des täglichen Lebens und der Arbeitswelt. 

Auf den nächsten Seiten möchten wir Ihnen einen aufschlussrei-

chen Überblick über unsere Angebote und Leistungen geben:
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Unter diesem Motto gibt es immer wiederkehrende Aktionen 
des Betriebsrates, um Sie bei bestimmten Ereignissen und 
notwendigen Ausgaben zu unterstützen. 

Erstlingspaket für Mütter und Väter: Ein Geschenk für Sie 
und für Ihr Kind mit Erstlingsausstattung und notwendigen 
Kleinigkeiten. Das Paket beinhaltet alles für den Bedarf des 
kleinen Neuankömmlings sowie ein Gratispaket Windeln. 

Windelaktion der Firma Pampers: Durch einen Kooperati-
onsvertrag mit der Firma Pampers und dem Einverständnis 
der Direktion, können Großeltern und Eltern die Windeln 
wesentlich günstiger beziehen. Für Eltern beträgt die Ab-
gabemenge pro Kind zwei Großpackungen pro Monat und 

> Finanzielle und materielle 
    Unterstützung vom Betriebsrat

für Großeltern eine Großpackung pro Monat. Die Kosten-
ersparnis liegt bei ca. 40% unter dem regulären Preis. Bitte 
beachten Sie: Diese Regelung gilt ausnahmslos nur für diese 
Bezugspersonen. Jeder Missbrauch birgt die Gefahr, dass die 
Firma uns diesen Vertrag kündigt. Die Abrechnung erfolgt 
wie Sie vielleicht schon bemerkt haben, neuerdings auch auf 
Rechnungsstellung des Betriebsrates. Auf Ihrer Abrechnung 
scheint als Empfänger der Betriebsrat auf. Um diese Einkaufs-
möglichkeit weiterhin zu ermöglichen, hat der BR die Endab-
rechnung übernommen.

Einkauf in der Apotheke: Durch die Zusammenarbeit mit 
der Anstaltsapotheke und dem Einverständnis der Direktion 
können Nichtmedizinprodukte in der Anstaltsapotheke an 
Sie verkauft werden. Die Bezahlung erfolgt wie gewohnt mit 
Kreditkarte vor Ort. Die Abrechnung erfolgt wie Sie eventuell 
bemerkt haben, neuerdings auch auf Rechnungsstellung des 
Betriebsrates. Die Bezahlung mit Kreditkarte erfolgt gleich 
wie beim Windelverkauf.

Vignettenaktion: Fast alle von 
Ihnen benötigen ein Auto, um 
in die Arbeit zu kommen. Um 
die Autobahnvignette für Sie 
etwas günstiger zu machen, 
bekommen Sie alle Jahre einen 
Zuschuss im Rahmen unserer 
Vignettenaktion, bei welcher 
Sie die Vignette direkt bei uns 
im BR-Büro kaufen können.

> Gut informiert ist halb organisiert
Die PVA-Beratungstage haben schon seit vielen Jahren Tra-
dition. Zweimal jährlich kommt für zwei Tage ein Fachexperte 
von der Pensionsversicherungsanstalt, um unseren Mitarbei-
terInnen alle Fragen rund um das Thema Pensionen zu be-
antworten. 

Mit der Umstellung auf das Pensionskonto wurde end-
lich eine Transparenz zu der zukünftigen Pensionshöhe ge-
schaffen. Daraus ergaben sich viele Fragen: Diese wurden im 
Rahmen der Veranstaltung von einer Fachexpertin vom ÖGB 
Wien beantwortet. 

Das Gewaltpräventionstraining war eine mehrmals durchge-
führte Aktion, um in Theorie und Praxis gut vorbereitet zu sein.

„Hol dir dein Geld zurück“ war eine Veranstaltung mit Infor-
mations- und Hilfscharakter. An diesem Tag konnten unsere 
MitarbeiterInnen bildlich gesprochen mit der Schuhschach-
tel voller Belege zu den AK-Experten kommen und erhielten 
Hilfe bei der Arbeitnehmerveranlagung.
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Betriebliche Gesundheitsförderung hat das Ziel, Krankhei-
ten am Arbeitsplatz vorzubeugen, Gesundheit zu stärken 
und das Wohlbefinden der MitarbeiterInnen zu verbes-

sern. Unter diesen Aspekten laufen zahlreiche Aktionen und 
Dauereinrichtungen wie Ernährung, Gymnastik, Sport und die 
gesunde  Pausengestaltung.  Auch Wandertage wurden un-
ter diesem Motto durchgeführt. Die zu geringe Teilnahme hat 
dieses Projekt jedoch leider einschlafen lassen. Sollte jemand 
dazu Ideen, Anregungen und Organisationsvorschläge haben, 
sind wir gerne bereit diese aufzugreifen und tatkräftig zu un-
terstützen. 

Man ist, was man isst: Ein Vorzeigeprojekt, das eine gesun-
de Ernährung unterstützen soll, ohne gleich überspannt von 

Diäten zu sprechen. 
Die Entscheidung sich 
bewusster zu ernähren 
wird von fachkundigen 

Informationen von Diätologen gestützt. In den BR News so-
wie dem Speisesaal erfahren Sie immer wieder viel Wissens-
wertes über Ernährung, Nahrungsmittel und Mythen. An die-
ser Stelle ein Dankeschön an Herrn Vilanek, der mit uns dieses 
Projekt immer aktualisiert und am Laufen hält.

„Aroma health“ ist ein Projekt mit Unterstützung des Hau-
ses und des Betriebsrates. Sie haben bei zahlreichen Veran-
staltungen die Möglichkeiten der Aromapflege für sich zu 
entdecken und auch ohne Kosten Produkte zu gestalten, die 
Sie dann für sich selbst, Ihre Familie und Ihre Freunde nutzen 
können. Eine Fortbildung bei der nicht der Patient im Mittel-
punkt steht, sondern die Beschäftigten. Jeder soll für sich das 
Mittel finden, das ihm gut tut und Krankheiten lindert. 

Die Wirbelsäulentrainings, geleitet von Trainern des ASKÖ, 
haben schon einige unserer MitarbeiterInnen fit für die Arbeit 
und die sportlichen Herausforderungen gemacht. Aufgrund 
von terminlichen Problemen (den Turnsaal der KPS betref-
fend) mussten wir im Vorjahr leider pausieren. Die Fortset-
zung ist aber geplant.
Auch die Wirbelsäulengymnastik ist seit 10 Jahren ein Ren-
ner und immer schneller ausgebucht als ausgeschrieben. Kol-
leginnen unserer Physiotherapie bringen dabei Ihre Wirbel-
säule und den Stützapparat wieder in Form.

Ein voller Erfolg war auch der erste Gesundheitstag am LKH 
Villach. Bei dem Impulstag der BVA konnten MitarbeiterInnen 

> Fit für „daham“ und im Beruf - 
    Betriebliche Gesundheitsförderung

einen kurzen Gesundheitscheck mittels Labor, Blutdruckmes-
sung, Atemfunktionstest  usw. machen lassen und wurden von 
Experten der BVA beraten. Die GKK war ebenso mit einem In-
formationsstand vor Ort. Weiters wurde das neueste Projekt 
„Mach mal Pause“ präsentiert. Dank der Zustimmung des Di-
rektoriums konnte dies alles während der Dienstzeit stattfinden. 

Pausen sind enorm wichtig für die Re-
generation. Leider werden viele Arbeits-
pausen oft nur zufällig wahrgenommen 
und sind nicht unterbrechungsge-
schützt. Aus diesem Grund entstand 
das Projekt „mach mal Pause“, das an 
vier Stationen erprobt und mit einem 
„Wobbler“, einer gesunden Jause und 
einer organisierten Kurzpause gestal-
tet wurde. Aufgrund des großen Erfolgs 
wird es jetzt auf weitere Stationen aus-
geweitet.  Gelungen ist dies nur durch die tatkräftige Unter-
stützung der Direktion, die die Anschaffung der Geräte, die 
tolerierte Pause und die finanzierte Jause fördert. 

Bewegung und Sport sind wichtig und wesentliche Aus-
gleichsfaktoren. Unsere MitarbeiterInnen erhalten deshalb 
Unterstützung in vielen sportlichen Belangen, wie dem 
Kärntner Skipass, für Eisstockturniere und Kegelbahnen und 
vielem mehr. Die genaue Liste erfragen Sie bitte in unserem 
Sekretariat.  Auch der Passivsport wird gefördert, indem wir 
Fußball Abos verleihen.    
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Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf hat für uns einen 
hohen Stellenwert, deshalb sind in Kooperation mit dem Di-
rektorium die Betreuungsformen bedarfsgerecht gewachsen 
und wir können heute eine große Auswahl an Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten anbieten:
Kindergarten Nikolai: Seit Jahrzehnten haben wir dort eine 
Kindergruppe mit reservierten Plätzen für LKH Bedienstete und 
dem Angebot der verlängerten Öffnungszeiten. Die Kosten für 
die verlängerte Öffnungszeit werden immer vom LKH Villach ge-
tragen und belasten die ArbeitnehmerInnen somit nicht.

Kinderbetreuung Sonnenstrahl: Um auch für die unter Drei-
jährigen eine Betreuungseinrichtung anzubieten, sind wir und 
das LKH Villach zahlende Kooperationspartner, damit reser-
vierte Plätze für Ihre Kinder fix zur Verfügung stehen.

Betriebliche Tagesmütter: Was in den Medien als große Er-
rungenschaft beschrieben wurde, haben wir bereits seit ei-
nigen Jahren. Wir haben das Angebot auf zwei Tagesmütter 
ausgebaut, die am Gelände des LKH  und in vom LKH Villach 
zur Verfügung gestellten und adaptierten Wohnungen Ihre 
Kinder betreuen. 

> Vereinbarkeit Familie und Beruf
Nachmittagsbetreuung von Volksschulkindern: Dies 
ist das neueste Projekt im Rahmen der Kinderbetreuung. 
Grundgedanke ist es, bedarfsgerecht und dem unregelmä-
ßigen Dienst angepasste Betreuungsvarianten anzubieten. 
Ebenso berücksichtigt wurde die lange Dienstzeit bis 19 Uhr.

Ferienbetreuung: Um die langen Sommerferien zu über-
brücken, hatten wir jahrelang eine eigene Kinderferienak-
tion „Summerlife.“ Durch den Wegfall der Akteure haben 
wir die Aktion etwas umgestaltet. So bieten wir jetzt die 
Teilnahme bei den „Seekids“ und/oder den „Summerkids“ 
an und unterstützen diese finanziell. GÖD-Mitglieder er-
halten dabei immer eine zusätzliche Bezuschussung der 
Sommerferienaktion. 

Ein heuer aktiviertes Projekt ist die geringfügige Beschäf-
tigung während der Elternkarenz. Diese zielt darauf ab, 
Müttern die Möglichkeit zu geben, nicht allzu lange vom 
Beruf fern zu bleiben, lange  Einarbeitungszeiten zu ver-
meiden, den Kontakt zu den KollegInnen nicht zu verlieren 
und durch den Einsatz eine Stundenentlastung der anderen 
KollegInnen zu erreichen. 
Das Arbeitsausmaß beträgt 20 Stunden. Bisher gab es von-
seiten der ArbeitnehmerInnen und der Stationen und Stati-
onsleitung nur positivstes Feedback. An der Weiterführung 
wird gearbeitet.

Herausgeber und Medieninhaber: Gewerkschaft öffentlicher Dienst  Sektion 9 
(Landesanstalten und Betriebe), Bahnhofstraße 44, 9020 Klagenfurt. 
Für den Inhalt verantwortlich: Betriebsratsvorsitzender des LKH Villach, Waltraud  
Rohrer, Nikolaigasse 43,  9500 Villach.  Alle Angaben sind ohne Gewähr von Rich-
tigkeit und Vollständigkeit! 
Blattlinie: periodische Zeitschrift zur Information der Mitarbeiter des LKH Villach
Redaktion und Layout: Betriebsratsvorsitzende Waltraud  Rohrer 
Druck: Druckerei Paul Gerin, 9501 Villach 
Erscheinungsweise: vierteljährlich und nach Bedarf zusätzlich.

Impressum
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Schinkenfest – Prosciuttofest
Seit 2015 gibt es diesen Gaumenschmaus, bei dem feinste 
Köstlichkeiten aufgetischt werden und die Möglichkeit be-
steht, sich im gemütlichen Rahmen auszutauschen. Prosciutto 
und andere Beinschinken, dazu Käse, Obst – Herz, was willst 
du mehr? 

Auch edle Tropfen zum Erschließen der Geschmacksknos-
pen waren und sind immer sehr begehrt. In den letzten vier 
Jahren haben an die 700 Kolleginnen teilgenommen. Auch 
Zentralbetriebsrat, KABEG-Vorstand und einige Vertreter 
der Landes- und Gemeindepolitik kamen auf eine Jause vor-
bei. 

Maronifest
Zur kalten Jahreszeit immer ein heißes Highlight ist das Maro-
nifest, wo es alles gibt, was das Herz begehrt. Edelkastanien, 
Glühwein, edle Tropfen und vieles mehr. Ob aus dem Dienst 
oder in den Dienst, man trifft sich und hat Zeit sich auszutau-
schen. Viele helfende Hände und der beste Maronibrater aller 
Zeiten, Albin Knauder, machen das Fest jedes Jahr zu einem 
besonderen Erlebnis.

Weihnachtsfest
Seit Jahrzehnten feiern wir in Zusammenarbeit mit dem Di-
rektorium wahrscheinlich eines der größten Weihnachtsbe-
triebsfeste in Kärnten. Für die Kulinarik sorgt unsere Küche. 
Das von ihnen aufgestellte köstliche Buffet ist über die Lan-
desgrenzen bekannt. Über 600 Kolleginnen und Kollegen 
nutzen jedes Jahr diese vorweihnachtliche Feier, bei der das 
Rahmenprogramm immer einige Highlights zu bieten hat. 
Wir hatten immer wieder ganz besondere Gäste wie den 
Bischof, Musical- und Musikschulen, Opernsängerinnen so-
wie Schlagerstars. Gefeiert und getanzt wird jedes Mal bis 
in die frühen Morgenstunden.

Einladungen in den Kantharos
Um sich im kleinen Rahmen auszutauschen, wurden bereits 
zahlreiche Stationen vom Betriebsrat in den Kantharos ein-
geladen. Bei einem kleinen Buffet fand so manches konstruk-
tive Kamingespräch statt. Diese Tradition soll auch weiterhin 
fortgesetzt werden, denn sie gibt uns die Gelegenheit über 
Herausforderungen in den einzelnen Bereichen zu diskutie-
ren und individuelle Lösungswege zu finden.
                    Fortsetzung auf Seite 30

> Wer „feste“ arbeitet sollte auch Feste feiern
Schinkenfest – Prosciuttofest Weihnachtsfest

Maronifest Kantharos
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IHRE VERSICHERUNGSBERATUNG IM LKH VILLACH

  ❍ Steuerfreie Zukunftssicherung für Mitarbeiter des LKH Villach
  ❍ Sonderklasse-Gruppenversicherung
  ❍ Berufsunfähigkeits-Versicherung
  ❍ Spezielle Versicherungslösungen für Ihren Privat- und Berufsbereich
  ❍ 24 Uhr – 1 Schadenservice
  ❍ Kfz-Zulassung

IHRE BERATERIN VOR ORT 
im LKH VILLACH:
Verena Ambrusch, MBA
Akad. Versicherungskauffrau
Büroadresse:
Dreschnigstraße 11 (Gemeinschaftshaus)
A-9500 Villach
Tel. +43 (0)4242 208 62022
Mobil: +43 (0)664-88593400
verena.ambrusch@kobangroup.at
www.kobangroup.at

Die KOBAN SÜDVERS GROUP AUSTRIA – was wir bieten
SPEZIALLÖSUNGEN
Für die Mitarbeiter des LKH Villach haben wir Rahmenverträge zu spezifischen Versicherungsleistungen zusammengestellt. 
Sie erhalten optimale Preis- und Leistungspakete bei Kfz- und Sachversicherungen, inklusive Spezialprämien und Rahmen-
vereinbarungen mit zusätzlichen Deckungsverbesserungen. Lösungen für private und betriebliche Alters-, Gesundheits- und 
Unfallvorsorge sowie Berufsunfähigkeitsversicherungen runden unsere Leistungen ab.

SCHADENSERVICE
Schadenserledigungen führen wir rasch, unkompliziert und kundenfreundlich durch. Hier bieten wir zusätzlich ein professionel-
les SCHADENSERVICE in Kooperation mit der Firma RENOVO an:
  ❍ Brand- und Wasserschadensanierung
  ❍ Heizung Lüftung Sanitärtechnik
  ❍ Leckortungstechnik

RENOVO-GARANTIE:
RENOVO verpflichtet sich, keinerlei Forderungen an den Versicherungsnehmer bzw. Auftraggeber zu stellen, welche nicht im 
Rahmen der Versicherungsdeckung (vom Versicherer oder vom Sachverständigen) genehmigt werden bzw. den frei gegebe-
nen Leistungen entsprechen. Somit entstehen für den Kunden keinerlei unerwartete zusätzliche Kosten oder Forderungen. Das 
Abwicklungsrisiko übernimmt RENOVO.

24-Stunden-Notruf:
Für unsere Kunden ist RENOVO Tag und Nacht unter 0800/312115 oder 0676/840227306 oder 0676/840227360 erreichbar.

KFZ- ZULASSUNG
Wir bieten Ihnen ein Service rund um ihr Kfz! 
Für An- und Abmeldungen, Hinterlegungen, Adressänderungen etc. bringen Sie einfach Ihre Unterlagen Dienstag oder Donners-
tag bis 10 Uhr in unser Büro und wir erledigen den Rest. Sie holen Ihre Unterlagen nach Vereinbarung einfach wieder im Büro ab.

 ÖFFNUNGSZEITEN:

Dienstag,         8 - 12 Uhr
Mittwoch,       12 - 16 Uhr
Donnerstag,    8 - 12 Uhr

sowie nach tel. Vereinbarung
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LEITFADEN DIENSTRECHT 
Betriebsrat 2017

BETRIEBSRAT

LKH VILLACH
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INHALTSVERZEICHNIS
3  
Zuschüsse
3.1 Fahrtkostenzuschuss / Pendlerpauschale S. 23
3.2 Bezugsvorschuss für Notlagen u. Wohnzwecke S. 23
3.3 Private Pensionsvorsorge S. 23

4  Dienstplan
4.1 Grundsätzliches S. 24
4.2 F-Tage S. 24
4.3 Nachtschwerarbeitsgesetz (NSchG) S. 25
4.4 Ersatzruhetag S. 25
4.5 Saldoüberstunden S. 25
4.6 Angeordnete Überstunden S. 26
4.6a  Mehrzeitzuschläge S. 26
4.7 Zeitguthabenkonto S. 26
4.8 Urlaubsanspruch S. 26
4.9 Sozialstunden S. 27
4.10 Sonderurlaub S. 27
4.11 Pflegefreistellung S. 27
4.12 Betriebsvereinbarungen  S. 27

5  Kinderbetreuung
5.1 Kinder unter 3 Jahren S. 28
5.2   Kinder über 3 Jahren S. 28

Das Sekretariat des Betriebsrates S. 15

1  Wissenswertes aus dem Dienstrecht
1.1 Entgeltfortzahlung bei Krankenständen S. 16
1.2 Elternteilzeit S. 16
1.3 Mutterschutz S. 17
1.4 Nebenbeschäftigungen  S. 17
1.5 Familienhospizkarenz  S. 18
1.6 Pflegekarenz & Pflegeteilzeit S. 18
1.7 Bildungskarenz  S. 18
1.7a  Weiterbildungsgeld S. 19
1.8 Bildungsteilzeit  S. 19
1.9 Unkündbarstellung  S. 20
1.10 Dienstjubiläum S. 20
1.11 Altersteilzeit S. 21
1.12 Abfertigung S. 21
1.13 Pension / Ruhestand S. 22
1.14 Kündigungsfristen S. 22

2  Bezugsnachweis
2.1 Grundsätzliche Erklärung S. 22
2.2 Vorrückung und Biennalsprünge S. 22

Bei den einzelnen angeführten Sachverhalten und dargelegten 
Informationen handelt es sich um „verkürzte und vereinfachte 
Darstellungen“ aus den zugrunde liegenden Gesetzen, Richtlinien 
oder Verordnungen des Dienst-, Berufs- und Arbeitsrechts. Bitte 
beachten bzw. berücksichtigen Sie dies entsprechend. 

Dieses Kompendium dient Ihnen als Orientierungshilfe und soll 
bei Fragestellungen einen raschen, ersten Wissensgewinn ermög-
lichen. 

Bei zusätzlich auftretenden Fragen oder Unsicherheiten betref-
fend korrekte Bewertung eines Sachverhalts oder einer auftreten-

den Frage, kontaktieren Sie bitte immer Ihren Betriebsrat. Für viele  
Problemlösungen ist eine genaue Sachkenntnis und Bewertung 
der persönlichen Situation Voraussetzung (z.B. bei Altersteilzeit,  
Elternteilzeit, Mutterschutz, Pension, u.a.), um Ihnen fundierte Unter- 
stützung geben zu können.

Soweit nicht explizit angeführt, gelten Ausführungen immer für 
weiblich und männlich.

Alle Angaben sind ohne Gewähr von Richtigkeit und Vollstän-
digkeit.

WORAUF ZU ACHTEN IST:
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Betriebsratsbüro Öffnungszeiten:
MO bis DO: 7 Uhr bis 12.30 Uhr / 13 Uhr bis 14 Uhr

FR: 7 Uhr bis 12.30 Uhr 
Tel.: 04242 /208 - 62205 oder 62772

Das Sekrertariat des Betriebsrates (BR-Büro)

Das Sekretariat des Betriebsrates ist als Servicecenter Anlaufstelle 
für viele Wünsche und Bedürfnisse der Bediensteten. Die beiden Se-
kretärinnen stehen allen MitarbeiterInnen mit Rat und Tat zur Seite, 
wenn es um die Erledigung Ihrer Wünsche und Anliegen geht. Davon 
gibt es im BR-Büro jede Menge.

Dagmar Binder und Verena Susiti bemühen sich, alle Ansuchen und 
Wünsche zu Ihrer Zufriedenheit zu erledigen. Egal ob es sich um ein 
Ansuchen für  die verschiedensten Zuschüsse.

 Fahrtkostenzuschuss, Bezugsvorschuss, Geldaushilfen für Zahn-
ersatz, Sehbehelfe, Kosten für Hörgeräte, Begräbniskosten für 
Angehörige (GÖD), diverse Schreiben für Versetzungsansuchen, 
Hilfestellung bei Kinderferienaktionen, oder das Verwalten von 
Mitarbeiterbeurteilungen und Unkündbarstellung und deren 
Weiterleitung zur Bearbeitung handelt.

Weitere Aufgaben: 
 Bearbeiten des Sparvereines – alle Vorbereitungen für 
     die SPV-Auszahlung
 Reservierung von Kindergartenplätzen
 Reservierungen von Eintrittskarten diverser Veranstaltungen 
    (Theater-, Messekarten u.v.m.) geht.
 Reservierungen im Gemeinschaftshaus
 Organisation von Verkaufsausstellungen
 Organisation und Abrechnung diverser Verkaufsaktionen
 Ausgabe von Pampersbezugsscheinen mit deren Dokumentation 
    und Abrechnung
 Bearbeiten sämtlichen Schriftverkehrs betreffend die 
    verschiedensten Anliegen unserer Mitarbeiter
    Mithilfe der Sekretärinnen bei der Organisation  der Dienstjubilä-
    umsfeiern sowie der Gewerkschaftsehrungen, div. Feste 
    z. B. Prosciuttofest, Maronifest 

Auch der Verleih und die Abrechnung der beiden Fahrzeuge – Ren-
ault Espace sowie LKW – obliegt den beiden Sekretärinnen, ebenso  
viele andere Serviceleistungen wie z. B. die Ausgabe von: 
 Ausgabe von Palmers- und Triumphgutscheinen – 8 % ver-

billigt 

 Lutz-Gutscheine – 10 % verbilligt 
 Produkte der Fa. Galderma werden bestellt 
 die Businesscards der ÖBB werden ausgegeben – diese  

bringen eine Ersparnis von 20 % gegenüber dem norma-
len Fahrpreis

 Ein Renner in der Wintersaison ist der Verkauf des Kärnt-
ner Skipasses, Gerlitze und Senza Confini  und Ski-Tages-
karten auf der Gerlitze

 Bestellaktionen von für feste Brennstoffe gibt es immer im 
August

 Heizmaterial vor dem Winter 
 Bestellungen von Heizöl das ganze Jahr über. Der aktuellen 

Tagespreis kann im BR Büro abgefragt werden, Abrechnung 
der Einkäufe Ihrerseits im Zentralmagazin und Apotheke. Des 
Weiteren machen wir auch die Endabrechnung der Terminals 
im Zentralmagazin und in der Apotheke mit dem Haus damit 
Sie wie gewohnt den Barverkauf nutzen können.

Diese und noch viel mehr Aufgaben – welche sich z. B. aus 
Telefonaten ergeben – werden für Sie im BR-Büro erledigt; 
allerdings können viele Angelegenheiten nicht telefonisch 
bearbeitet werden – daher kann Ihnen manchmal der Weg 
ins BR-Büro nicht erspart bleiben. Wenn Sie einen Ge-
sprächstermin mit der Betriebsratsvorsitzenden oder einem 
ihrer Stellvertreter benötigen, ist es empfehlenswert sich 
vorher einen Termin geben zu lassen, um unnötige Warte-
zeiten zu vermeiden. 

Alles in allem ist das BR-Büro eine Servicestelle und Informa-
tionsquelle für die gesamte Kollegenschaft.

Nähere Informationen erhalten Sie im BR-Büro  i

Dagmar Binder Verena Susiti
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1.2 ELTERNTEILZEIT 

Bei längeren Krankenständen erfolgt eine Lohnfortzahlung durch die jeweilige 
Krankenkasse. Das bedeutet in der Praxis, dass Ihnen ab einer gewissen Dauer 
zuerst nur mehr der halbe Lohn überwiesen wird und die fehlende Lohnhälfte als 
Krankengeld von der Krankenkasse übernommen wird. Um dieses ausbezahlt zu 
bekommen, ist es notwendig, der Krankenkasse eine Bestätigung des Arbeitge-
bers zu übermitteln. Die dafür notwendige Arbeits- und Entgeltbestätigung des 
Arbeitgebers wird von der Personalabteilung grundsätzlich unter Bekanntgabe 
Ihrer Kontoverbindung an die zuständige Krankenkasse übermittelt. 

Elternteilzeit ist ein gesetzlich gere-
gelter Anspruch auf Herabsetzung 
der bisherigen Arbeitszeit bzw. auf 
Änderung der Lage der bisherigen 
Arbeitszeit und gilt nur für Eltern, 
die mit dem Kind im gemeinsamen 
Haushalt leben bzw. die Obsorge für 
das Kind innehaben.

Arbeitnehmer, deren Arbeits-
verhältnis zu ihrem Arbeitgeber 
bereits 3 Jahre ununterbrochen 
gedauert hat und die mit dem 
Kind im gemeinsamen Haus-
halt leben (bzw. die Obsorge 
für das Kind haben), haben Anspruch darauf. Weitere Voraus-
setzung ist, dass sich der andere Elternteil nicht gleichzeitig 
in Karenz befindet. Es besteht ein gesetzlicher Anspruch auf  
Elternteilzeit bis zum Ablauf des sechsten Lebensjahres des Kindes 
bzw. einem allfälligen späteren Schuleintritt. 

Wann gebührt die Entgeltfortzahlung 
Krankheit / Unfall / Dienstunfall/ Kur- und Erholungsaufenthalt 

Lohn/Gehalt bei Krankheit und Unfall
Laut Gesetz soll Ihnen als Arbeitnehmer bei Erkrankung kein wirt-
schaftlicher Nachteil entstehen.

Sie haben ein Recht auf Weiterzahlung von Lohn/Gehalt, wenn 
Sie auch Ihren Pflichten nachkommen. Die Arbeitnehmer müssen 
dem Arbeitgeber jede Dienstverhinderung, im Besonderen eine 
Dienstverhinderung in Folge einer Erkrankung, sofort melden. 
Der Arbeitgeber kann eine ärztliche Bestätigung über Beginn und 
Dauer und Ursache (Kuraufenthalt oder Arbeitsunfall) verlangen, 
nicht aber eine Diagnose (bitte achten Sie bei ausgestellten Be-
stätigungen des Haus- bzw. Facharztes darauf und verlangen Sie 
gegebenenfalls eine Korrektur). Dauert eine Erkrankung länger als 
drei Arbeitstage, ist stets unaufgefordert eine ärztliche Bestäti-
gung vorzulegen. Ebenso sind Krankenstandsverlängerungen dem 
Dienstgeber unverzüglich zu melden. Ladungen zum Kontrollarzt 
sollten Sie unbedingt Folge leisten, da sonst der Anspruch auf 
Krankengeld verloren geht. 

Der Dienstgeber hat auch die Möglichkeit, Mitarbeiter dem Amts-
arzt oder sonstigen Ärzten, zur Feststellung der Dienstfähigkeit vor-
zuladen. 

Dauer der Entgeltfortzahlung
Wenn die Arbeitsverhinderung nicht vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt wurde, hat der Arbeitnehmer folgenden An-
spruch auf Fortzahlung des Entgeltes gegenüber seinem Arbeit-
geber pro Arbeitsjahr. Die Dauer des Anspruches hängt davon ab, 
wie lange Sie schon bei demselben Arbeitgeber beschäftigt sind 
(Grundanspruch). Bei Folgeerkrankungen erfolgt eine Zusammen-
rechnung. 

Dauer des Dienstverhältnisses in Wochen in Tagen
0 bis 5 Jahre     6 Wochen   42
von 5 bis 10 Jahre    13 Wochen   91
nach 10 Jahren   26 Wochen 182

Nach jeweils nochmalig gleichen Fristen wird die Lohnhälfte des 
Dienstgebers gänzlich eingestellt und lediglich das Krankengeld 
ausbezahlt.

1.1  ENTGELTFORTZAHLUNG  
      BEI KRANKENSTÄNDEN

Die Arbeitnehmerin hat dem  
Arbeitgeber die Elternteilzeit spä-
testens 3 Monate vor dem beab-
sichtigten Beginn schriftlich be-
kannt zu geben. 

Kommt keine Einigung mit dem 
Dienstgeber über die Lage der 
Arbeitszeit / Ausmaß der Teilzeit-
beschäftigung zustande, ist laut 
Mutterschutzgesetz der Betriebsrat 
in die Verhandlungen miteinzube-
ziehen. 

Der Arbeitnehmer kann jeweils 
einmal eine Abänderung der Teilzeit (Ausmaß, zeitliche Lage) 
und eine vorzeitige Beendigung der Teilzeit verlangen. Auch der 
Dienstgeber kann dies verlangen. Nach Beendigung der Eltern-
teilzeit gilt automatisch das Dienstzeitausmaß, welches Sie zuvor 
hatten.

1 Wissenswertes aus dem Dienstrecht
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1.3  MUTTERSCHUTZ
Die Schutzbestimmungen des Mutterschutzgesetzes gelten ab 
Bekanntgabe bzw. ab Bekanntwerden der Schwangerschaft beim 
Arbeitgeber. Arbeitnehmerinnen müssen laut Gesetz, sobald ihnen 
die Schwangerschaft bekannt ist, dem Arbeitgeber unter Bekannt-
gabe des voraussichtlichen Geburtstermins Mitteilung machen. Ab 
diesem Zeitpunkt bestehen Einschränkungen bezüglich der zuläs-
sigen Arbeiten bzw. individuelle Beschäftigungsverbote.
Je nach Berufsgruppe und Arbeitsbereich müssen dann die Schutz-
bestimmungen umgesetzt werden. Gravierende Veränderungen 
daraus - wie Verbot des Nachtdienstes und Verbot in gewissen 
Spezialbereichen arbeiten zu können - dürfen laut Mutterschutz-
gesetz zu keinen Nachteilen für die Mitarbeiterin führen. Daher  
erhalten werdende Mütter für die Zeit des individuellen Mutter-
schutzes ein Entgelt welches den aliquoten Anteil der in den letz-
ten 13 Wochen geleisteten Nachtdienste sowie auch die zuvor  
erhaltenen Zulagen der Spezialbereiche beinhaltet. Dies bedeutet, 
dass die Mitarbeiterin annähernd dasselbe Entgelt für die Zeit er-
hält, in welcher sie bisher regelmäßig tätig war.

Absolutes Beschäftigungsverbot 
Keine Beschäftigung ist erlaubt 8 Wochen vor und 8 Wochen  
(12 Wochen bei Mehrlingsgeburten oder Kaiserschnitt) nach der 
Geburt. In dieser Zeit erhalten die Mütter Wochengeld seitens der 
Sozialversicherungsträger. Die Geburt ist binnen Monatsfrist in 
der Personalabteilung zu melden, damit die weiteren Maßnahmen 
(Dauer der Karenz, Kinderzulage, evtl. Urlaubsverbrauch ... ) in die 
Wege geleitet werden können.
Vorzeitiger Mutterschutz
Besteht unabhängig von der Art der Beschäftigung Gefahr für 
Leben und Gesundheit von Mutter bzw. Kind bei Fortdauer der 
Beschäftigung, kann vom Amtsarzt bereits vor Beginn des abso-
luten Beschäftigungsverbots eine völlige Dienstfreistellung verfügt 
werden. Diese ist aber immer vom Gesundheitszustand der Mutter 
oder des Kindes abhängig. Der Arbeitsplatz ist für diese Entschei-
dung nicht ausschlaggebend. Der Arbeitsplatz ist vom Dienstgeber 
so zu gestalten, dass er den Schutzbestimmungen entspricht.

In dieser Zeit erhält die werdende Mutter ebenso Mutterschutz-
geld von der jeweiligen Sozialversicherung. Wochengeld kann 
nur auf Antrag, den die Arbeitnehmerinnen in ihrer zuständigen 
Landesstelle der Sozialversicherung (GKK, BVA) einreichen müs-
sen, gewährt werden. Zur Berechnung des Wochengeldes wird 
eine Arbeits- und Entgeltbestätigung für Wochengeld benötigt, 
ausgestellt vom Dienstgeber sowie eine Bestätigung ihres be-
handelnden Gynäkologen über den voraussichtlichen Entbin-
dungstermin.

Befinden sich MA im vorzeitigen Beschäftigungsverbot, benötigen 
diese auch die Bestätigung des Arbeitsinspektions- oder Amtsarztes 
über dieses vorzeitige Beschäftigungsverbot. Die SV weist das 
Wochengeld alle vier Wochen im Nachhinein an. Voraussetzung 
für eine pünktliche Auszahlung ist, dass alle Informationen und 
Unterlagen eingereicht werden.

1.4  NEBENBESCHÄFTIGUNGEN 
Der Dienstnehmer ist verpflichtet, dem Dienstgeber die beabsich-
tigte Aufnahme einer Nebenbeschäftigung spätestens 4 Wochen 
vorher zu melden. Wenn der Dienstgeber innerhalb dieses Zeitrau-
mes die Nebenbeschäftigung nicht ausdrücklich untersagt, darf 
mit der Ausübung begonnen werden.

Die Nebenbeschäftigung darf den Dienstnehmer nicht an der Er-
füllung seiner dienstlichen Aufgaben hindern. Das bedeutet, sie 
darf zum Beispiel kein Hinderungsgrund sein, die Dienstzeit und 
Dienstpflichten, ob im regelmäßigen oder unregelmäßigen Dienst 
einzuhalten. Ebenso darf sie auch nicht die Vermutung einer Be-
fangenheit hervorrufen. Dies bedeutet, dass es nicht möglich ist, 
in einem Bereich oder einem Betrieb einer Nebenbeschäftigung 
nachzugehen, welche in den Aufgaben in Konkurrenz zum Hause 
oder der KABEG steht. Bei einem Ansuchen auf Nebenbeschäfti-
gung, welches schriftlich an das Direktorium zu stellen ist, sollten 
diese beiden Punkte angeführt sein. Nicht bekanntgeben müssen 
Sie die Höhe des Nebenverdienstes. 

i  Das Formular erhalten Sie im Betriebsratsbüro. 
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1.7  BILDUNGSKARENZ

Die Pflegekarenz oder Pflegeteilzeit muss schriftlich zwischen 
Dienstnehmer und Arbeitgeber vereinbart werden. Dies bedeutet, 
der Arbeitgeber muss zustimmen, denn leider gibt es (noch) keinen 
Rechtsanspruch auf diese Art der Karenzierung. 

Vor Abschluss der Vereinbarung muss das Arbeitsverhältnis bereits 
ununterbrochen drei Monate gedauert haben.

Pflegekarenz oder Pflegeteilzeit können Sie vereinbaren, um Pflege 
oder Betreuung für nahe Angehörige zu organisieren oder um die-
se selbst zu pflegen, und zwar für:
  nahe Angehörige ab der Pflegestufe 3 
 demenziell erkrankte oder minderjährige nahe Angehörige  

 ab Pflegestufe 1 

ACHTUNG: Ein gemeinsamer Haushalt mit dem/der nahen Ange-
hörigen ist nicht erforderlich.

Es ist empfehlenswert, vorab den Betriebsrat zu kontaktieren, der Ihnen im 
Anlassfall bei den Verhandlungen mit dem Arbeitgeber fundierte Unterstüt-
zung bietet sowie die entsprechenden rechtlichen Möglichkeiten kennt. 

Die Bildungskarenz ermöglicht Arbeitnehmern, sich bei bestehen-
dem Arbeitsverhältnis für eine Weiterbildung freistellen zu lassen. 
Diese Freistellung muss zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
vereinbart werden und der Antrag beim zuständigen Arbeits-
marktservice (AMS) eingebracht werden. 

Auf Bildungskarenz besteht kein Rechtsanspruch.

Bildungskarenz kann jederzeit vereinbart werden, wenn Sie zuvor 
6 Monate ununterbrochen beim gleichen Arbeitgeber beschäftigt 
waren. Die Mindestdauer der Bildungskarenz beträgt 2 Monate. 

Was als Aus- oder Weiterbildung gilt:
Aus- und Weiterbildungen sind im In- und Ausland möglich. 
Nicht akzeptiert werden Kurse aus dem Freizeit- und Hobby-
bereich ohne beruflichen Bezug. Der Besuch einer Weiterbil-

1.5  FAMILIENHOSPIZKARENZ  

1.6  PFLEGEKARENZ & PFLEGETEILZEIT  

dungsmaßnahme im Ausmaß von mindestens 20 Stunden pro 
Woche (inkl. Lernzeiten) muss schriftlich nachgewiesen werden 
(z.B. mit Zeugnissen oder Kursbesuchsbestätigungen). Für Eltern 
mit Betreuungspflichten für Kinder unter 7 Jahren genügt der  
Nachweis über 16 Stunden pro Woche.

Die Familienhospizkarenz ermöglicht Arbeitnehmern, sich für die Be-
gleitung sterbender Angehöriger oder schwersterkrankter Kinder bei 
aufrechtem Arbeitsverhältnis vorübergehend karenzieren zu lassen, 
die Arbeitszeit zu verkürzen oder die Lage der Arbeitszeit zu ändern. 
Der Arbeitgeber ist davon immer in schriftlicher Form, rechtzeitig und 
vor Inanspruchnahme in Kenntnis zu setzen!
Die Familienhospizkarenz kann in Form der Sterbebegleitung  
naher Angehöriger für die Dauer von 3 Monaten mit einer mög-

lichen (einmaligen) Verlängerung (pro Anlassfall) auf insgesamt 6 
Monate erfolgen. Die Begleitung schwersterkrankter Kinder kann 
bis zu 5 Monate lang in Anspruch genommen und auf maximal 9 
Monate verlängert werden.

Es ist empfehlenswert, vorab den Betriebsrat zu kontaktieren, der 
Ihnen im Anlassfall fundierte Unterstützung bietet sowie die ent-
sprechenden rechtlichen Möglichkeiten darstellt.
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Während der Bildungskarenz bekommen Sie Weiterbildungsgeld 
in der Höhe des Arbeitslosengeldes, wenn Sie die für das Arbeits-
losengeld erforderlichen Voraussetzungen erfüllen. D.h. dem AMS 
die Bildungskarenzvereinbarung mit dem Arbeitgeber vorlegen 
und die erforderlichen wöchentlichen Weiterbildungsstunden be-
legen können. Weiters ist ein Zuverdienst im Ausmaß einer gering-
fügigen Beschäftigung erlaubt, auch beim gleichen Arbeitgeber.
Während des Bezuges von Weiterbildungsgeld ist man kranken-, 
unfall- und pensionsversichert. Es besteht aber kein gesetzlicher 
Kündigungsschutz wie bei Elternkarenz. Für die Zeiten der Bil-
dungskarenz besteht auch kein Anspruch auf Sonderzahlungen, 
der Urlaubsanspruch wird anteilig verkürzt. Auch für Ansprüche, 
die sich nach der Dauer der Dienstzeit richten (zB Abfertigung), 
zählt die Bildungskarenz nicht.
Wird die Bildungskarenz in Teilen in Anspruch genommen, muss 
jeder Teil zumindest 2 Monate umfassen. Der Verbrauch in einzel-
nen Teilen ist innerhalb von 4 Jahren möglich. Maximal gibt es in  
4 Jahren 12 Monate geförderte Bildungskarenz.

1.7a  WEITERBILDUNGSGELD 
Bei Freistellung unter Entfall des Arbeitsentgelts
Dies entspricht großteils der Bildungskarenz  - jedoch mit zwei 
grundlegenden Unterschieden

  Der Dienstgeber muß für die Dauer der Freistellung einen Ar-
beitslosengeld- oder Notstandsgeldbezieher einstellen

  Der Dienstnehmer muss in dieser Zeit keinen Fortbildungsnach-
weis erbringen.

Auf Weiterbildungsgeld besteht kein Rechtsanspruch.

Es ist empfehlenswert, vorab den Betriebsrat zu kontaktieren, der 
Ihnen im Anlassfall bei den Verhandlungen mit dem Arbeitgeber 
fundierte Unterstützung bietet sowie die entsprechenden rechtli-
chen Möglichkeiten kennt. 

Sie müssen den Antrag auf Bildungsteilzeit und Bildungsteilzeit-
geld bei dem für Sie zuständigen AMS stellen (abhängig vom 
Hauptwohnsitz). 

Voraussetzungen:
Sie müssen mindestens 6 Monate beim gleichen Arbeitgeber mit 
der gleichen Wochenstunden-Arbeitszeit beschäftigt sein. 
Sie brauchen das Einverständnis (schriftlich) des Arbeitgebers: 
über die Dauer der Bildungsteilzeit, wann sie beginnt und wann 
sie endet.

Der Nachweis ist unbedingt zu erbringen! (z.B. Kursbesuchsbe-
stätigungen; bei einem Studium: Prüfungen über 2 Semesterwo-
chenstunden oder im Ausmaß von 4 ECTS pro Semester oder bei 
Abschlussarbeiten (z.B. Diplomarbeit) Bestätigungen über den 
Fortschritt). Wenn Sie die Nachweise nicht erbringen, kann das 
AMS das Bildungsteilzeitgeld einstellen und im Extremfall sogar 
zurückfordern.

Es ist empfehlenswert, vorab den Betriebsrat zu kontaktieren, der 
Ihnen im Anlassfall bei den Verhandlungen mit dem Arbeitgeber 
fundierte Unterstützung bietet sowie die entsprechenden recht- 
lichen Möglichkeiten kennt. 

Arbeitszeit reduzieren, um sich weiterzubilden und für die weg-
fallenden Stunden einen „Lohnersatz“ bekommen – das ist mit der 
Bildungsteilzeit möglich. Der Vorteil zur „traditionellen“ Bildungs-
karenz: Gerade für kleinere Einkommen ist die Bildungsteilzeit fi-
nanziell attraktiver. Außerdem bleibt man in Kontakt mit Betrieb 
und Arbeitsplatz. 

Wie hoch ist die Unterstützung?  
Nähere Informationen finden Sie auf 
www.arbeiterkammer.at/beratung/
bildung/bildungsfoerderungen/bildungsteilzeit.html

Wie viele Stunden können Sie reduzieren? 
Maximal 50 % der Arbeitszeit, mindestens 25 % der Arbeitszeit. 
ACHTUNG: Sie müssen aber mindestens 10 Std. pro Woche arbeiten.

Wofür Sie Bildungsteilzeit nehmen können: Für berufliche Aus- 
und Weiterbildung im Ausmaß von mindestens 10 Wochenstunden 
(inkl. Lern- und Übungszeiten).

Die Dauer der Inanspruchnahme beträgt mindestens 4 Monate 
bzw. maximal 24 Monate in einem Zeitraum von 4 Jahren (kann 
auch in mehrere Module aufgeteilt werden).

1.8  BILDUNGSTEILZEIT
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1.9  UNKÜNDBARSTELLUNG

Das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz sieht vor, dass 
Bedienstete nach dem Erreichen ihrer insgesamt 10-jährigen 
Dienstzeit zum Land Kärnten über seinen Vorgesetzten eine  
Unkündbarstellung beantragen können.
Das Verfahren sieht vor, dass der Bedienstete durch seinen Vorge-
setzten (z.B. Stationsschwester) einer Leistungsbeurteilung unter-
zogen wird. Diese Beurteilungsbögen beinhalten, dass der Dienst-
nehmer nach der Beurteilung seine Stellungnahme abgibt bzw. die 
Beurteilung unterschreibt.

Wenn Sie mit Ihrer Beurteilung nicht einverstanden sind, so müssen 
Sie das auf jeden Fall in Ihrer Stellungnahme vermerken oder Sie su-
chen den Betriebsrat vor Unterschriftstätigung zur Unterstützung auf.

Danach wird die Beurteilung an den nächsthöheren Vorgesetzten 
(z.B. Oberschwester) zur weiteren Bearbeitung/Ergänzung weiter-
geleitet. Weiters kann der Dienstnehmer nochmals Stellung beziehen.
Erst jetzt wird die Beurteilung an den Betriebsrat weitergeleitet, 
von diesem unterzeichnet und gegebenenfalls mit Ergänzungen 
versehen. Danach wird das Ansuchen an die Personalabteilung 
und dann an das Land Kärnten weitergeleitet, dass das Verfahren 
zur Unkündbarstellung aufnimmt und innerhalb von 6 Monaten 
abschließen muss.

1.10  DIENSTJUBILÄUM

Nach 25 (für Diensteintritte ab 2013 nach 28) anrechen- 
baren Dienstjahren im Öffentlichen Dienst gibt es das 
zweifache Monatsgehalt als Jubiläumszuwendung.  
Nach 40 anrechenbaren Dienstjahren im Öffentlichen Dienst gibt 
es das vierfache Monatsgehalt als Jubiläumszuwendung.

DienstnehmerInnen, die 35 Dienstjahre erreicht haben und in den Ru-
hestand treten, gebührt die Jubiläumszuwendung von vier Monatsge-
hältern ebenfalls, wenn sie am Tag des Ausscheidens das 60. Lebens-
jahr vollendet haben.

Maßgeblich für die Auszahlung der Jubiläumszuwendung ist der 
Jubiläumsstichtag. Diesen Tag, der das Erreichen ihres Dienstju-
biläums bestimmt, können Sie jederzeit in der Personalabteilung 
oder beim Betriebsrat erfragen. Die Auszahlung der Jubiläumszu- 
wendung erfolgt entweder im Jänner oder Juli des jeweiligen Jahres

DIENSTJUBIÄUM AM LKH VILLACH:

Das 20-, 30-, 40-jährige Dienstjubiläum mit Jubiläumsfeier und 
Dienstjubiläumsschmuck gibt es nur in Villach.

Als Geschenk erhalten Sie je nach Dienst-
dauer und unterschiedlich ob Mann oder 
Frau ein nicht käuflich erwerbbares-
Schmuckstück. 

Ob Anstecker, Anhänger, Krawattennadel 
Collier oder Manschettenknöpfe, jedes 
Stück mit registrierter Nummer und da-
zugehörigem Zertifikat.  

  wenn ein Vertragsbediensteter (VB) die zur Erfüllung der 
 Dienstpflichten notwendige körperliche und geistige  
 Eignung nicht besitzt 

  wenn ein VB wegen strafbarer Handlungen zu einer  
 Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt  
 wurde und die Verurteilung noch nicht getilgt ist

Die Unkündbarstellung selbst wird Ihnen durch ein Schreiben des 
Landes mitgeteilt. Heben Sie diesen Bescheid gut auf.

Eine Unkündbarstellung erübrigt sich für Mitarbeiter, die das  
50. Lebensjahr vollendet haben und zu diesem Zeitpunkt bereits 
10 Jahre in diesem Dienstverhältnis waren. Der Kündigungsschutz 
besteht automatisch. Der Kündigungsschutz besteht bei Organi- 
sationsänderungen und Bedarfsmangel. 

  wenn das Verhalten des VB den Interessen des Dienstes  
 abträglich ist 

  wenn ein VB die im allgemeinen, erzielbaren dienstlichen 
 Leistungen trotz schriftlicher Ermahnung nicht erreicht bzw.
 
  wenn ein VB die ihm vorgeschriebenen Fachprüfungen  

 nicht abgelegt hat.

Eine Unkündbarstellung ist aus folgenden Gründen nicht möglich:
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1.11  ALTERSTEILZEIT 

1.12  ABFERTIGUNG 

Die ArbeitnehmerInnen reduzieren 
ihre Arbeitszeit um min. 40% bis 
max. 60% und erhalten mit einem 
Zuschuss des Arbeitsmarktservices 
(AMS) zwischen 70% und 80% 
des bisherigen Einkommens. Die 
SV-Anteile für Kranken-, Pensi-
ons- und Arbeitslosenversicherung 
werden in der bisherigen Höhe 
(max. bis zur geltenden Höchstbei-
tragsgrundlage) vom Arbeitgeber 
weiterbezahlt.
 
Dies geschieht durch eine Vereinbarung mit dem Dienstgeber.

Es besteht auch die Möglichkeit, nach Bedarf einmal mehr und 
einmal weniger zu arbeiten. Entscheidend ist, dass die einmal ver-
einbarte Verringerung der Arbeitszeit über den gesamten Durch-
rechnungszeitraum eingehalten wird.

Voraussetzungen für Altersteilzeit 
In den letzten 25 Jahren muss der Arbeitnehmer mindestens 15 
Jahre arbeitslosenversicherungspflichtig beschäftigt gewesen sein. 

ABFERTIGUNG „ALT“

Dem Dienstnehmer gebührt bei Ausscheiden aus dem Dienstver-
hältnis unter bestimmten Voraussetzungen eine Abfertigung, deren 
Höhe sich nach der Dauer des Dienstverhältnisses richtet.
Diese Ansprüche gelten für Dienstverhältnisse, die vor dem  
1. Juli 2006 eingegangen wurden:

Ab  3 Jahren  . . . . . . . . . . 2 Monatsgehälter
Ab  5 Jahren  . . . . . . . . . . 3 Monatsgehälter
Ab 10 Jahren . . . . . . . . . . 4 Monatsgehälter
Ab 15 Jahren . . . . . . . . . . 6 Monatsgehälter
Ab 20 Jahren  . . . . . . . . . 9 Monatsgehälter
Ab 25 Jahren . . . . . . . . . . 12 Monatsgehälter

Diese Abfertigung gebührt nur unter bestimmten Voraussetzungen:

  wenn das Dienstverhältnis durch den Arbeitgeber gekündigt wird

  wenn der Dienstnehmer zum Zwecke des Ruhestandes kündigt

  bei Kündigung durch den Dienstnehmer innerhalb eines Jahres 
 nach der Eheschließung

  bei Kündigung innerhalb von sechs Monaten nach der Geburt  
 eines Kindes oder spätestens drei Monate vor Ablaufen eines  
 Karenzurlaubes nach den Bestimmungen des Mutterschutzgeset- 
   zes. Nicht jedoch während des unbezahlten Urlaubes! (meist als 
   3. Karenzjahr bezeichnet)

  während einer Teilzeitbeschäftigung nach den Bestimmungen  
 des Mutterschutzgesetzes (Elternkarenzurlaub). 

Diese Voraussetzung muss zu Be-
ginn der Vereinbarung erfüllt sein.   
   
Das bisherige Beschäftigungs- 
ausmaß im letzten Jahr vor Beginn 
der Altersteilzeit darf höchstens 
40% unter der gesetzlichen bzw.  
kollektivvertraglichen Arbeitszeit 
liegen. Bei einer 40-Stunden-Wo-
che sind das 24 Std., bei 38,5 Std. 
sind das 23,1 Std. pro Woche.

Voraussetzung ist die Vereinbarung, die Arbeitszeit auf 40 bis 
60% der Normalarbeitszeit zu verringern. Außerdem muss ver-
einbart werden, dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen 
Lohnausgleich, der die Hälfte des Entgeltverlustes beträgt, er-
stattet.

Wir empfehlen Ihnen, sich an den Betriebsrat bzw. an die Personal-
abteilung zu wenden.

Bei der Altersteilzeit handelt es sich um eine „Kann-Bestimmung“.

ABFERTIGUNG „NEU“

Gilt für alle Dienstnehmer, die ihr Dienstverhältnis am 1. 7. 
2006 und später angetreten haben. Die “Abfertigung Neu” 
lagert die Abfertigung in Abfertigungskassen (Betriebliche 
Vorsorgekassen). Der Arbeitgeber zahlt monatlich 1,53 Pro-
zent des Bruttoentgelts (auch von Sonderzahlungen) mit 
dem Sozialversicherungsbeitrag an die Krankenkasse, diese 
überweist an die „Betriebliche Vorsorgekasse“. 

Die Höhe der Abfertigung: 
Gesetzlich garantiert ist jedenfalls die Summe der einbezahl-
ten Abfertigungsbeiträge. Ein Anspruch auf Auszahlung der 
Abfertigung besteht nach drei Einzahlungsjahren bei Arbeit-
geberkündigung, unverschuldeter Entlassung, berechtigtem 
Austritt, einvernehmlicher Auflösung, Zeitablauf und Mutter-
schaftsaustritt.
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1.13  PENSION / RUHESTAND 

Detaillierte Auskünfte über Zeitpunkt der frühestmöglichen Pensio-
nierung bzw. über die Höhe der Pension, können nur über die Pensi-
onsversicherungsanstalt erhalten werden. 

i  Für eine Terminvereinbarung können Sie gerne  
den Betriebsrat kontaktieren.

1.14  KÜNDIGUNGSFRISTEN 

Dienstgeber wie Dienstnehmer haben Kündigungsfristen einzuhalten, die 
je nach Dauer des Dienstverhältnisses gelten.

Bis zu 6 Monaten . . . . . . . . 1 Woche
Ab 6 Monaten . . . . . . . . . .2 Wochen
Ab 1 Jahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Monat

Ab 2 Jahren . . . . . . . . . . . . .2 Monate
Ab 5 Jahren  . . . . . . . . . . . 3 Monate
Ab 10 Jahren  . . . . . . . . . . 4 Monate

Ab 15 Jahren . . . . . . . . . . . . 5 Monate
Folgende Fristen haben Gültigkeit:

Bezugsnachweis2

Es gibt die Möglichkeit der Handysignatur und Ausdruck über Ter-
minals im LKH mittels E-Card. Die Beantragung erfolgt in der Per-
sonalabteilung. 

2.1  GRUNDSÄTZLICHE ERKLÄRUNG

Abkürzungen 

Landesbedienstete rücken jedes zweite Jahr innerhalb ihrer  
Gehaltsschiene um eine Entlohnungsstufe nach vor. 

Die Vorrückungstermine sind entweder der 1. Jänner oder der 1. Juli 
des jeweiligen Jahres. Wann der Vorrückungsstichtag fällig ist, ist 
am Gehaltszettel ersichtlich.

Sogenannte Biennalsprünge - das heißt das Überspringen von 
zwei bzw. drei Gehaltsstufen - sind wie folgt vorgesehen:

  von Entlohnungsstufe 04 auf 06
  von Entlohnungsstufe 09 auf 11
  von Entlohnungsstufe 14 auf 17

2.2  VORRÜCKUNG UND BIENNALSPRÜNGE

ABZÜGE  Summe der gesamten Abzüge
ARZTGEB Arztgebühren (Sonderklasse)
BR-UML  Betriebsratsumlage
BRUTTO  Bruttobezug
ERSCHW.Z Erschwerniszulage
FAHRTK.Z Fahrtkostenzuschuss
GEH/ENTG Gehalt/Entgelt/Grundbezug
GEWERKS Gewerkschaftsbeitrag
K3A 03  Grundeinstufung K3a, Entlohnungsstufe 3
KINDERABS Kinderabsatzbetrag
KINDERZUL Kinderzulage
LST/LFD  Lohnsteuer laufender Betrag

LST/PROZ Lohnsteuer über jährlichen Freibetrag  
  bei Sonderzahlung
MEHRSTD Mehrstunden bis zur 40. Stunde (100%)
NACHTD  Nachtdienstzulage
PP  Pendlerpauschale (Verkürzung der STB)
SF-ZUL  Sonn- Feiertagszulage
SONDERZ. Sonderzahlung  
  (anteiliger 13. bzw. 14. Monatsbezug)
STB  Lohnsteuer/Bemessungsgrundlage
SV/WF/KU Sozialversicherung/Wohnbauförderung/ 
  Kammerumlage
SVB  Sozialversicherung/Bemessungsgrundlage
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Zuschüsse3

Der Fahrtkostenzuschuss aus der Arbeitnehmerförderung des Lan-
des Kärnten kann über die AK  jedes Jahr rückwirkend beantragt 
werden. Einreichschluss ist der 31. Oktober. Anträge sind im BR Büro 
erhältlich oder online unter: www.arbeitnehmerförderung.at   
 
Pendlerpauschale
Die Fahrtkosten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte werden 
grundsätzlich durch den Verkehrsabsetzbetrag abgegolten. Unter 
gewissen Voraussetzungen besteht zusätzlich ein Anspruch auf 
das „kleine“ oder „große“ Pendlerpauschale. 
Zur Berücksichtigung des Pendlerpauschales muss der jeweili-

§ 56 Bezugsvorschuss und Geldaushilfe
Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger Gründe kann ein Bezugsvor-
schuss bis zu 3635 Euro gewährt werden. Die Rückzahlung hat innerhalb 
von 48 Monaten zu erfolgen. Berücksichtigungswürdig ist auch, wenn Sie 
auf Grund einer Ausbildung plötzlich sehr hohe Eigenkosten haben, oder 
bei hohen Gesundheitskosten.

Ist der Mitarbeiter unverschuldet in Not geraten oder liegen sonst berück-
sichtigungswürdige Gründe vor, kann eine nicht zurückzahlbare Geldaus-
hilfe gewährt werden. 

§ 57 Bezugsvorschuss für Wohnzwecke
Es kann ein Bezugsvorschuss für Wohnzwecke bis zum Höchstbetrag von 
5815 Euro gewährt werden. Zum Bau oder zur Fertigstellung eines Eigen-
heimes, zum Erwerb einer Eigentumswohnung oder zur Beschaffung einer 
Mietwohnung für Zwecke, die mit dem Erwerb oder der Renovierung in 
ursächlichem Zusammenhang stehen. Die Rückzahlung hat in längstens 
144 Monaten zu erfolgen und die Rate mindestens 50 Euro zu betragen. 
Anträge hierfür liegen im Betriebsratsbüro auf.

Durch gesetzliche Bestimmungen besteht seit Dezember 2003 auch für 
die Bediensteten der Kärntner Landeskrankenanstalten die Möglichkeit, 
bis zu max. 25 Euro vom Bruttogehalt monatlich steuerbegünstigt in eine 
Pensionsvorsorge einzuzahlen. Der gewünschte Betrag wird direkt vom 
Gehalt abgebucht, wobei weder Sozialversicherung noch Lohnsteuer  
dafür anfallen. In Abstimmung mit dem Zentralbetriebsrat bietet die  
KABEG für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses Modell zur pri-
vaten Altersvorsorge an. Der Versicherungsvertrag ist Eigentum der ein-
zelnen Mitarbeiter. Scheidet ein/e Bedienstete/r aus, wird, der Versiche-
rungsvertrag mitgenommen. Er kann auch jederzeit ruhend gestellt werden.

i  Zum Abschluss eines Vertrages wenden Sie sich direkt an Ihre Ver-
sicherung. Das Antragsformular erhalten Sie in der Personalabteilung.

3.1  FAHRTKOSTENZUSCHUSS / PENDLERPAUSCHALE

3.2  BEZUGSVORSCHUSS FÜR NOTLAGEN UND WOHNZWECKE

3.3  PRIVATE PENSIONSVORSORGE gemäß § 3 Abs. 1 Z15a EStG 1988

ge Arbeitsweg an mindestens elf Tagen pro Monat zurückgelegt 
werden. Die Pendlerpauschale steht auch während Urlauben und 
Krankenständen zu, ebenso bei nicht über ein Kalenderjahr hin-
ausgehenden Karenzurlauben.
Keine Pendlerpauschale steht zu, wenn die Benützung eines öf-
fentlichen Verkehrsmittels zumutbar ist.

Ist an mehr als der Hälfte der Arbeitstage im jeweiligen Kalen-
dermonat die Benützung eines öffentlichen Verkehrsmittels nicht 
möglich oder unzumutbar, steht die große Pendlerpauschale zu: 
pendlerrechner.bmf.gv.at/pendlerrechner/

i  Die entsprechenden Anträge sind im Betriebsrats-
büro aufliegend und werden an die Personalabteilung 
weitergeleitet.
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Dienstplan4

Der regelmäßige Dienst sieht eine Dienstform von Mo bis Freitag vor.  Stun-
den richten sich je nach Beschäftigungsverhältnis.
Die Gleitzeit ist jeweils für die Gruppe der Sie angehören in einer Betriebs-
vereinbarung, welche Sie unterschrieben haben geregelt. 

Das Kärntner Landesvertragsbedienstetengesetz 1994 (K-LVBG 1994) in der 
Fassung LGBl. 66/2000 sieht im Abschnitt II a zur Dienstzeit im § 24 Abs. 
6 eine ausführliche Regelung für Dienstnehmer im unregelmäßigen Dienst 
(Turnusdienste) vor:

4.1  GRUNDSÄTZLICHES

4.2  F-TAGE

 Der Dienstplan ist so rechtzeitig zu erstellen, dass er zwei Wo-
chen im Vorhinein fixiert ist. Für die erste Monatshälfte muss er 
bis zum 1. des Monats und für die zweite Monatshälfte bis spä-
testens zum 15. des Monats fixiert sein. Die Fixierung gilt vom  
1. – 15. und vom 16. – 31. (28., 29. oder 30.) des Monats.

 Der Originaldienstplan ist jederzeit zur Einsicht aufzulegen. 
Nachträgliche Korrekturen müssen sichtbar vermerkt werden.

 Für jeden geleisteten Sonntagsdienst gebührt dem Be-
diensteten ein Ersatzruhetag. Dieser Ersatzruhetag muss 
bereits bei der Dienstplanerstellung eingetragen sein. 
Ausnahme ist der Zusatzdienst am Sonntag, es fällt kein E-Tag an.

 Überstunden, die zusätzlich angeordnet werden, müssen am 
Dienstplan gesondert dokumentiert werden.

 Für einen möglichst großen Teil der Dienstleistung ist eine 
gleichmäßige und gleichbleibende Verteilung der Dienstzeit 
auf die Tageszeit der Werktage anzustreben.

 Bei der Festlegung des Dienstplans ist auch auf die Interessen 
der Bediensteten und in weiterer Folge auf eine möglichst gleich- 
mäßige Belastung der betroffenen Bediensteten mit Nacht- 
diensten und Diensten an Sonn- u. Feiertagen Bedacht zu nehmen.

 
 

 Der F-Tag gilt als Äquivalent zur Feiertagsruhe nach dem Ar-
beitsruhegesetz (§ 7 Abs. 1 leg. cit.). 

 Da bei uns mit einer fiktiven Arbeitszeit berechnet wird (40 Std: 
7 Tage = Tagesstundensoll von 5,71428) und dieses auf die Mo-
natstage hochgerechnet wird = Monatssollstunden findet bei 
einem gesetzlichen Feiertag keine Sollstundenreduzierung statt.

 
 Als Ausgleich wird für diesen Tag ein F-Tag gutgeschrieben. 

 Der Gesamtwert aller F-Tage des Jahres beträgt 96 Stunden bzw. 
bei reduziertem Anspruch darf jener Wert nicht überschritten 
werden, welcher sich aus der Multiplikation aller im Einzelfall ge-
bührenden F-Tage mit dem Faktor 8 ergibt. 

 Im Geltungsbereich der 38-Stunden-Woche ergibt sich ein 
Höchstwert von 91,20 Stunden bzw. - bei reduziertem Anspruch 
- das aus der Multiplikation der gebührenden F-Tage mit dem 
Faktor 7,60 errechnete Äquivalent.

 Bei teilzeitbeschäftigten Mitarbeitern ist der Gesamtwert ent-
sprechend dem Beschäftigungsausmaß zu kürzen.

 Die Gewährung der F-Tage (F-Stunden) hat nach Möglichkeit 
im Anfallsmonat zu erfolgen. Eine kumulative Abgeltung ist nur 
in Ausnahmefällen, insbesondere dann, wenn der monatlichen 
Gewährung zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen, zu-
lässig.

 Bei der Festlegung der F-Tage (F-Stunden) ist auf die Bedürf-
nisse der Mitarbeiter soweit wie möglich Rücksicht zu nehmen.

 In Ausnahmefällen ist ein Vorgriff auf den F-Tage-Anspruch künf-
tiger Monate bis zu 8 Stunden möglich.

Eine ständige Verletzung dieser Bestimmungen ist sowohl 
bei der Einteilung (z.B. eines nicht geplanten Nachtdienstes) 
als auch der Absetzung eines solchen ohne triftige Gründe 
rechtswidrig.

Im Rahmen des Pflegepaketes wurde in der Präambel vereinbart 
dass es zu einer Neuordnung des F-Tagkonsums kommen soll. 
Die Änderung soll am 1. 1. 2018 in Kraft treten. Da bis zu Redaktions-
schluss die Form und Regeln dazu noch nicht verfügbar waren bitten 
wir Sie dies zu berücksichtigen. Änderungen werden wir ihnen ehest 
möglich zur Kenntnis bringen.
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4.3  NACHTSCHWERARBEITSGESETZ (NSCHG)

4.4  ERSATZRUHETAG

4.5  SALDOÜBERSTUNDEN

Die NSchG-Novelle ist 1992 im Artikel V § 1 geregelt und gilt für 
Arbeitnehmer in Krankenanstalten (Heil- und Pflegeanstalten), 
welche lt. Krankenanstaltengesetz erfasst sind und lt. § 2 Nacht-
schwerarbeit leisten. Nachtschwerarbeit leistet ein Arbeitnehmer, 
welcher zwischen 22.00 Uhr und 6.00 Uhr mindestens 6 Stunden 
beschäftigt ist und während dieser Zeit unmittelbar 4 Stunden  
Betreuungsarbeit direkt am Patienten leistet.

Anspruch NSchG laut § 3 KAG
 Für jeden Nachtdienst je 2 Stunden Zeitguthaben
 Verbrauch spätestens 6 Monate nach dem Entstehen 
 Nicht finanziell abgeltbar, ausschließlich als Freizeit

Erklärung anhand eines Beispiels: 
6 ND x 2 Stunden = 12 Stunden/ Monat diese mit 6 Monaten mul-
tipliziert = 72 Stunden. Diese Summe lässt annehmen, dass über 
sechs Monate keine NSchG-Stunden abgegolten wurden.

ArbeitnehmerInnen erleiden bei Überschreitung keinen Nachteil. 
Die rechtliche Konsequenz besteht für die Vorgesetzten. Die 
NSchG-Stunden können auf Grund von Überschreitungen in kei-
nem Fall verfallen.

Für jeden geleisteten Sonntagsdienst gebührt dem Bediensteten 
ein Ersatzruhetag (ERZ).

Dieser Ersatzruhetag muss bereits bei der Dienstplanerstellung am 
Monatsersten und am Fünfzehnten des Monats eingetragen sein. 
Er ist in den nächsten vierzehn Tagen (nicht auf einem Sonntag) 
einzutragen. Die Festlegung kann unterbleiben, wenn in die vier-
zehntägige Frist ein Urlaub oder Krankenstand fällt.

Abgeltung
Bei Dienst an diesem Tag gelten Überstunden bis zur achten Stunde 
mit 100% und ab der neunten Stunde 200% Zuschlag. Dies gilt auch 
für Teilzeitkräfte. Diese Überstunden können nur in finanzieller Form 
in Anspruch genommen werden (Ausnahme für Mütter mit Kinder-
geld können Überstunden mit 100% in ZA angelegt werden).

Ergeben sich aus der Abrechnung am Monatsende aus der Diffe-
renz von SOLL- und IST-Dienstplan.

Sich aus einem SOLL-, IST-Vergleich ergebende Überstunden wer-
den für die Mitarbeiter im unregelmäßigen Dienst finanziell ab- 
gegolten. Im SOLL-Plan dargestellte Wochenstunden über 40 
Stunden sind noch keine Überstunden, da sich diese erst nach der  
Abrechnung des Monats ergeben.

Dies gilt auch bei Teilzeitkräften, solange es Stunden im Sollplan 
sind, gelten sie auch bei Teilzeitkräften nicht als Überstunden.  
Siehe angeordnete Überstunden.

Da eine Abgeltung in Überstunden nicht rechtens ist, werden ein-
geplante NSchG-Stunden beim Erreichen von ÜST im IST-Plan 
wieder auf das NSchG-Konto zurückgebucht.

Zusätzlich angeordnete Überstunden außerhalb des IST-Planes 
berühren NSchG Stunden nicht.

 Normalüberstunden: 
 Von Mo - Sa in der Zeit von 6 – 22h mit 50% Zuschlag abgegolten 

 Nachtüberstunden: 
 Von 22 – 6h mit 200% Zuschlag abgegolten 

 Sonn- und Feiertag:
 Überstunden Zuschlag von +100% steuerfrei
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4.6  ANGEORDNETE ÜBERSTUNDEN (ÜST)

 Angeordnete ÜST werden im Dienstplan, nicht im IST–Plan aus-
gewiesen.

 Angeordnete ÜST werden gesondert abgerechnet und berühren 
IST-Std. des Monats somit nicht.

 Es ist die gleiche Vorgehensweise wie bei Dienst beim Ersatz- 
ruhetag. Sie gelten nur in dem Ausmaß, welcher den Dienst um 
den Anteil überschreitet, welcher schon als Dienst vorgesehen war.

 ND-ÜST von 22h – 6h Zuschlag von +100% steuerfrei. 
 Achtung: Können lt- LVBG nicht ins ZA Konto umgebucht werden.

 Sonn- und Feiertag u. ÜST am ERZ Zuschlag von +100% (bis  
8. Std.) bzw. +200% (ab 9. Std.) 

 Achtung: Können lt. LVBG nicht ins ZA Konto umgebucht  

Bei Teilzeit:
 Normalüberstunde: Ist dann gegeben, wenn durch angeordne-

ten Zusatzdienst die Wochenarbeitszeit von 40 Stunden über-
schritten und mit 150% abgegolten wird. Im Sollplan geplante 
Stunden über 40 gelten nicht als Überstunde.

 Nachtüberstunde: Wenn die Wochenarbeitszeit von 40 Stunden 
überschritten wird und es ein angeordneter Nachtdienst von  
22h – 6h ist, wird mit 100% Zuschlag abgegolten. Dies tritt 
erst dann ein, wenn Ende des Monats die Vollarbeitszeit über- 
schritten wurde.

 Angeordnete Dienste an Sonn- und Feiertagen und  Ersatzru-
hetagen werden mit 100% bzw. nach der 8 Stunde und 22h - 6h 
mit 200% Zuschlag abgegolten.

Als angeordnete Überstunden gelten jene, welche im fixierten 
Dienstplan (vom 1. - 15. und vom 15. – 30./31.) des Monats zusätzlich 
angeordnet wurden. Diese werden gesondert angewiesen.

werden (Ausnahme für Mütter mit Kindergeld können Überstun-
den mit 100% Zuschlag in ZA angelegt werden).

4.7  ZEITGUTHABENKONTO

4.8  URLAUBSANSPRUCH

Es besteht die Möglichkeit, sich Überstunden 1:1,5 ins ZA Konto  
buchen zu lassen.

Die Obergrenze des ZA Kontos beträgt im unregelmäßigen Dienst 
40 Stunden und im regelmäßigen Dienst 20 Stunden. Darüber hin-
aus werden die Stunden finanziell abgegolten.

Genereller Anspruch 224 Stunden (bei Teilzeit aliquot) und ab 25 DJ 
264 Stunden pro Kalenderjahr bei durchgehender Dienstleistung. 
Eine Erhöhung um 40 bzw. 48 Stunden ist für Bedienstete mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit ab 50% möglich. Anspruch  
besteht auch bei Bezug einer Rente nach Arbeitsunfällen, ab 20%  
einer Behinderung, jedoch im geringeren Ausmaß. 

Bei Änderung des Beschäftigungsausmaßes während des Kalender-
jahres erfolgt eine Neuberechnung auf Basis des durchschnittlichen 
Beschäftigungsausmaßes im Kalenderjahr. 
Die Einhaltung einer Wartezeit ist nicht erforderlich. Urlaubsvorgriff 
bis zu einer Woche kann von der Stationsleitung oder dem direkten 
Vorgesetzten bewilligt werden.

Die Urlaubsplanung hat spätestens Anfang des Jahres zu erfolgen. 
Die Mitarbeiterin sollte den gesamten Urlaubsanspruch in der  
Planung eintragen, unabhängig davon, ob dieser auch gewährt wird. 
Dies ist deshalb notwendig, um im Zweifelsfall nachweisen zu kön-
nen, dass sie den Urlaub auch beanspruchen wollte. 

Der Urlaub kann nicht durch einen Sonderurlaub unterbrochen 
werden. Bei Erkrankung im Erholungsurlaub ist der Verbrauch 
nicht anzurechnen, wenn der Krankenstand länger als drei Tage 
gedauert hat. Der Dienstnehmer hat dies dem Dienstgeber un-
verzüglich mitzuteilen. Bei Wiederantritt des Dienstes hat der 
Dienstnehmer eine Krankmeldung oder Bestätigung vorzuweisen. 
Dies gilt auch für eine notwendige Pflege eines Angehörigen, für 
welche das Recht auf Pflegefreistellung besteht, auch dafür ist ein 
Nachweis zu erbringen.

4.7a  MEHRZEITZUSCHLAG 25%

Per 1. August 2017 wird MitarbeiterInnen in Teilzeitbeschäftigung 
ein 25%iger Zuschlag bereits ab der ersten Leistungsstunde au-
ßerhalb ihres vereinbarten Dienstausmaßes gewährt („Mehrzeit-
zuschlag“).
Dies bedeutet dass es keine Benachteiligung von Teilzeitkräften  
bei der Entgeltzahlung mehr gibt. Der fehlende Anteil am 13. und 
14. Monatsgehalt wird damit abgegolten. 
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4.9  SOZIALSTUNDEN

4.10  SONDERURLAUB

4.11  PFLEGEFREISTELLUNG

Jedem Bediensteten werden zu bestimmten Anlässen sogenannte 
Sozialstunden gewährt. Das Ausmaß der Sozialstunden ist mit 20 
Stunden (bei 100% in Dienstverhältnissen)  festgelegt. Verwendet 
werden diese Stunden für wichtige Wege und Erledigungen, deren 
Abwicklung in der Freizeit nicht möglich war bzw. ist.

Für folgende Anlässe können Sozialstunden gewährt werden:
 Vorsprache in Schulen oder Kindergärten

 Arztbesuche, Therapien, einschließlich Impfungen (gilt auch für 
Arztbesuche mit nahen Angehörigen, das sind Ehegatten und 
Personen, die mit dem Bediensteten in gerader Linie verwandt 
sind, sowie Geschwister, Stief-, Wahl- und Pflegekinder und Per-
sonen, die mit dem Bediensteten in Lebensgemeinschaft leben)

Sonderurlaube können den Mitarbeitern aus wichtigen persönlichen  
und familiären Gründen gewährt werden:

 Vorsprachen bei Ämtern und Behörden 

 Vorsprachen bei sonstigen öffentlichen Einrichtungen (z.B. Müt-
terberatungsstellen, Krankenkassen, Pensionsversicherungsan-
stalten sowie Versicherungen u. Banken)

 Teilnahme an Begräbnissen von nahestehenden Personen, wenn 
die Gewährung von Sonderurlaub nicht in Betracht kommt

 Schriftliche Ladungen als Zeuge oder Auskunftsperson vor Be-
hörden und Gerichten 

Im jeweiligen Anlassfall kann das Freizeitkontingent von 20 Stun-
den, sofern es bereits ausgeschöpft ist, auch überschritten werden.

 Verehelichung des/der Bediensteten . . . . . . . 3 Arbeitstage

 Eheschließung eines Kindes . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Arbeitstag

 Tod von Eltern, Schwiegereltern
 oder Geschwister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 Arbeitstage

 Tod des Ehegatten (Lebensgefährten) 
 oder eines Kindes (Pflegekindes) . . . . . . . . . . . 3 Arbeitstage

 Tod der Großeltern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 Arbeitstag

 Niederkunft der Gattin o. Lebensgefährtin  . . 2 Arbeitstage

Ein Arbeitstag entspricht 8 Stunden im regelmäßigen wie unregel-
mäßigen Dienst. Ein Urlaub kann nicht durch einen Sonderurlaub 
unterbrochen werden.

 Wohnungswechsel mit eigenem 
 Hausstand am gleichen Dienstort                              1 Arbeitstag

 Übersiedlung vom auswärtigen Wohnort an den 
 (=zum) Dienstort und Übersiedlung anlässlich 
 einer Versetzung an einen neuen Dienstort*            2 Arbeitstage

* Sonderurlaube kommen nur einmal während des 
 Dienstverhältnisses in Betracht.

Der Bedienstete hat Anspruch auf Pflegefreistellung von einer  
Woche (40 Std.) in folgenden Fällen:

 Wegen der notwendigen Pflege eines erkrankten Kindes (für 
leibliche Kinder, Wahl- / Pflege- / Stiefkinder), kein gemeinsa-
mer Haushalt erforderlich

 Wegen der notwendigen Pflege eines nahen Angehörigen, An-
sprüche für Angehörige bedürfen eines gemeinsamen Haushaltes

 Nach der Geburt ist eine Pflegefreistellung für die Gattin oder  
Lebensgefährtin nur in solchen Fällen möglich, in welchen die 
Wöchnerin nebst der Geburt auch erkrankt ist
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 Darüber hinaus besteht der Anspruch auf eine Pflegefreistellung 
von einer weiteren Woche für ein zu pflegendes Kind, wenn dieses 
neuerlich erkrankt und unter 12 Jahren alt ist.

 Ist der gesamte Anspruch der Pflegefreistellung erschöpft, kann 
noch nicht verbrauchter Erholungsurlaub ohne vorherige Verein-
barung mit dem Dienstgeber angetreten werden.

 Befindet sich ein Kind, das jünger als 12 Jahre ist, im Krankenhaus, 
kann auch Pflegeurlaub konsumiert werden.

Als naher Angehöriger sind Ehegatten und Personen anzuse-
hen, welche mit dem Bediensteten in gerader Linie verwandt sind  
(ferner Geschwister) oder in Lebensgemeinschaft leben. 

Die Pflegefreistellung kann tageweise oder stundenweise kon-
sumiert werden. Für Bedienstete im unregelmäßigen Dienst ist die 
Freistellung lt. LVBG in vollen Stunden vorgesehen. Die Pflegefrei-
stellung wird im regelmäßigen Dienst mit 5x 8 Stunden bemessen.
Im unregelmäßigen Dienst mit 5,71 Std um eine Woche Freistellung 
zu gewährleisten. 

4.13  BETRIEBSVEREINBARUNGEN

SONNENSTRAHL:

Der Betriebsrat sowie das LKH Villach ist zahlender Kooperations-
partner in der Kindergruppe SONNENSTRAHL. Dies ermöglicht ih-
nen eine erleichterte Anmeldung ihres Kindes in den Betreuungs-
stätten - Italienerstraße und Othmar-Crusiz-Straße.

 Anmeldeformular im BR Büro erhältlich

 Anmeldung bei: Sonnenstrahl - Büro  

        Italienerstr. 37b 9500 Villach
        Tel.: 04242/217266 Öffnungszeiten Mo-Do: 8h - 13h

AVS KINDERBETREUUNG durch TAGESMÜTTER:
Durch die Kooperation des LKH, dem BR und der AVS ( Arbeitsver-
einigung der Sozialhilfe Kärntens)  gibt es die Möglichkeit Kinder 
nach dem Mutterschutz am LKH Gelände durch Tagesmütter, wel-
che eine pädagogische Ausbildung absolviert haben, professionell 
betreuen zu lassen. Informationen in der Abteilung Betriebe (DW 
63980) oder im BR Büro.
  

Die wohl häufigsten Betriebsvereinbarungen betreffen die Dienst-
zeiten oder Regelung von Bereitschaftsdiensten in den jeweiligen 
Bereichen. Diese sind vor Ort beim direkten Vorgesetzten oder beim 
Betriebsrat einsehbar. 
Geplante Änderungen von Diensten oder Dienstzeiten, sofern sie 
nicht eine Einzelperson betreffen, bedürfen vor der Einführung einer 
Vereinbarung mit dem Betriebsrat. 
Betriebsvereinbarungen können nach Rücksprache im Betriebsrats-
büro eingesehen werden.

5

5.2 FÜR KINDER ÜBER 3 JAHRE
KINDERGARTEN PFARRE ST. NIKOLAI:

Das Betreuungsangebot geht über die „normalen Betriebszeiten“ 
hinaus und ist an die Arbeitszeiten unserer MitarbeiterInnen ange-
passt. Die Mehrkosten für die verlängerten Öffnungszeiten von 6.30 
bis 19h werden vom LKH Villach getragen. Anmeldung erfolgt aus-
schließlich über das BR-Büro und ist das ganze Jahr über möglich. 
Die Einschreibungstermine werden zeitgerecht vom BR im Hause 
via Mail versendet. An diesem Tag müssen Sie die Einschreibung 
Ihres Kindes direkt im Kindergarten Nikolai vornehmen.

NACHMITTAGSBETREUUNG VON VOLKSSCHULKINDERN:

Nach der  Schule werden die Kinder in adaptierten Räumlichkeiten 
des LKH Villach pädagogisch bis zur Abholung betreut. Öffnungs-
zeiten: An Schultagen von 11.30h - 19.30h

5.1 FÜR KINDER UNTER 3 JAHRE

KINDERBETREUUNG

Anmeldung bei:
Tagesmütter Tel.: 06777/614 03 337 (Mo - Fr: 8h - 16h)

Anmeldung bei: 
Tagesmütter Tel.: 0677/ 614 03 337 (Mo - Fr: 8h - 16h)



BR - Tätigkeitsbericht / Oktober 2017  Seite 29

Steuerfreie Zukunftssicherung
für unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Sehr geehrte Mitarbeiterin, sehr geehrter Mitarbeiter!
Die KSE bietet Ihnen im Rahmen der steuerfreien Zukunftssicherunggemäß §3 (1) Z15a Einkommensteuergesetz zwei Vor-
sorgemöglichkeiten zu Ihrer Auswahl:
  Steuerersparnis mittels einer Erlebensversicherung zum 65. Lebensjahr
  Steuerersparnis mittels einer Er-und Ablebensversicherung mit 15 Jahren Laufzeit
Sorgen Sie jetzt steuerfrei für Ihre Zukunft vor. Von Ihrem monatlichen Bruttogehalt können Sie EUR 25 direkt in eine „Netto-
vorsorge“ umwandeln. Der Staat unterstützt diese Vorsorge mit einem Steuerzuschussvonbiszu 50%*. Die Höhe der Ersparnis 
ist einkommensabhängig.

Beispiel: Er- und Ablebensversicherung mit 15jähriger Laufzeit 
  Mitarbeiter/in, Alter von 20 bis 52, monatliches Brutto-Einkommen EUR 1.880 bis EUR 3.210, 
  Tarif ab 10 versicherten Personen (Tarif L29) 

Ihr monatlicher Aufwand       EUR   16,25
„staatlicher Lohnsteuerzuschuss“      EUR    8,75
ergibt eine Monatsprämie       EUR  25,00

Ihre Kosten für 180 Monate (EUR 16,25 x 12 x 15 Jahre)   EUR 2.925,00
Zukunftssicherung inkl. Gewinn bei 2,50% Gesamtverzinsung   EUR 4.892,00 **)***)

Erlebenssumme inkl. Gewinn  bei 1,50% Gesamtverzinsung EUR 4.488,00 **)
     bei 3,50% Gesamtverzinsung EUR 5.329,00 **)

davon garantierte Versicherungssumme sofort ab Vertragsabschluss   EUR 4.011,00 

**) Um das Kapital von EUR 4.892 mit Ihrem monatlichen Aufwand 
auf einem Sparbuch zu erzielen, müsste dieses Sparbuch 8,71% Zinsenerwirtschaften!

Ihr Ansprechpartner im      Verena Ambrusch, MBA
LKH Villach:        Mobil: 0664 88593400
        Email: verena.ambrusch@kobangroup.at

*) 55% Spitzensteuersatz für Einkommen ab 1 Mio EUR nicht berücksichtigt

***) Da die in künftigen Jahren erzielbaren Überschüsse nicht vorausgesehen werden können, beruhen Zahlenangaben über die zu erwartende Gewinnbe-
teiligung (Überschussbeiträge, Gewinnansammlungsguthaben, Prämienrückgewähr, usw.) auf Schätzungen, denen die gegenwärtigen Verhältnisse zugrunde 
gelegt sind. Solche Angaben sind daher unverbindlich. Die tatsächlich zur Auszahlung gelangende Gewinnbeteiligung hängt allein von den während der Lauf-
zeit des Vertrages erzielten Überschüssen ab. Die Gewinnveranlagung erfolgt klassisch. Die erhöhten bzw. verminderten Werte in Modellrechnungen stellen 
weder eine Ober-noch eine Untergrenze der möglichen Entwicklung dar. Die Werte mit Gewinnbeteiligung enthalten verschiedene Gewinnkomponenten und 
können deshalb auch bei gleichem Zinssatz höher sein als die garantierten Werte aufgrund des Rechnungszinses.

Hinweis: Zweck dieser Darstellung ist eine kurze und geraffte Information über unser Produkt. Dies ist kein Angebotim 
                rechtlichen Sinn. Für ein vollständiges Angebot wenden Sie sich bitte an uns.
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habenden Frauen Muttertagstorten, welche entweder vom 
Gemeinschaftshaus oder unserer Küche gebacken wurden, 
aus. Nachdem 75 Prozent Frauenanteil den Schluss zulas-
sen, dass es auch 25 Prozent Männeranteil gibt, hat natürlich 
auch der Vatertag alle 4 bis 5 Jahre einen wichtigen Platz. 

Wer in der Karwoche das BR-Büro betritt, hat den Eindruck, er 
befindet sich mitten in der Fabrik des Osterhasen. Denn zu Os-
tern freuen sich nicht nur Kinder, sondern auch die Erwachsenen 
über bunte Ostereier, Schokofiguren und Reindlinge. So wird das 
BR-Büro zur Kreativwerkstatt, in der wir über Tausenden Oster-
nester mit Tausenden Eiern und Schokofiguren befüllen. Diese 
werden dann in den Stationen und anderen Bereichen verteilt. 

Sommerzeit ist Eiszeit. Die Sommer werden immer heißer, 
so wurde vor ein paar Jahren die Idee zur Eisaktion geboren. 
Das Team des Betriebsrates teilt direkt vor Ort verschiedens-
te Eissorten aus und sorgt für ein bisschen Abkühlung bei 
hohen Temperaturen.  

Geschenke für unsere „Weihnachtsengel“ - Der Heilige Abend 
wie auch Silvester sind Tage, an denen jeder eigentlich lieber zu 
Hause bei der Familie oder bei seinen Freunden wäre. Der All-
tag im Krankenhaus bedeutet aber, dass auch an diesen Tagen 
jemand Dienst machen muss. So ist es, dem Betriebsrat in Vil-
lach schon seit Jahrzehnten ein Anliegen als verlängerter Arm 
von Christkind und Weihnachtsmann, die Kolleginnen an diesen 
Abenden im Dienst zu besuchen und sie mit einem Geschenk  
zu erfreuen. Pandoraschmuck, Champagnergläser, Armband-
uhr und vieles mehr gab es schon im Weihnachtspaket. Eine 
wunderschöne Tradition, denn es macht meist mehr Freude zu 
schenken, als beschenkt zu werden. Zum Jahreswechsel gibt es 
immer ein Paket mit ein paar guten Tröpferl. 

Auch der Muttertag hat in einem Betrieb mit mehr als 75 
Prozent Frauenanteil einen durchaus hohen Stellenwert. 
Unter dem Motto „Eine Muttertagstorte in Ehren kann nie-
mand verwehren“  teilen eifrige Betriebsräte an alle dienst-

> Schenken macht Freude!

> Ehre wem Ehre gebührt

Auch die Ehrungen der Mitglieder, der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst ist all-
jährlich ein fixer Bestandteil um unseren Kolleginnen und Kollegen unseren Dank 
auszusprechen. Im Rahmen dieser Veranstaltung ist es uns möglich, die Zeit zum 
Plaudern zu finden, die im hektischen Alltag oft fehlt.  

Seit 1997 gibt es im LKH-Villach die 
Feiern zu 20-, 30-, 40jährigen Dienst-
jubiläen und anlässlich der Pensionie-
rungen. Diese finden im Wunderschö-
nen Rahmen im Speisesaal des LKH 
statt. Für die Kulinarik wird von der 
Küche immer bestens gesorgt. Seit 
nunmehr 20 Jahren gibt es zu diesen 
Ehrentagen auch einen Dienstjubilä-
umsschmuck. Ob Anstecker, Krawat-
tennadel, Brosche, Krawattenknöpfe 
oder Collier, jedes Stück ist ein Unikat 
und zeigt das Logo des LKH Villach – 
die gläserne Frau (Giselbert Hoke).
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Der Ausflug nach Mörbisch am See feierte 2014 sein 20-jähriges 
Jubiläum. Seinerzeit gab es noch eine Sportivvariante mit Seefest-
spielen und Radwandern, heute ist die Reise mehr kulturell gestal-
tet. So bietet es sich an, am ersten Abend auf der Seebühne eine 
wunderschöne Operette zu genießen und am zweiten Tag diverse 
Winzer zu besuchen. Auch auf den Heimreisen finden sich nach 23 
Jahren, immer wieder neue Sehenswürdigkeiten. 
Seit über 10 Jahren bietet die Kulturvariante von Mörbisch 
zwei Highlights: Die Operette an der Seebühne und die Oper 
in St. Margarethen. 2018 wird erstmals der Steinbruch nicht 
bespielt. Eine Alternative ist aber bereits geplant - wir wollen 
den zweiten Abend mit einem Theaterhighlight füllen.

> Firmenreisen und Betriebsausflüge

Mit Stolz möchten wir auf unser Gemeinschaftshaus hinweisen.  
Hier werden nicht nur Mittagsmenüs, sondern  auch ausge-
zeichnete Buffets zubereitet. Im Haus finden auch diverse Ver-
anstaltungen, wie unser Prosciutto- sowie das Maronifest des 
Betriebsrates, statt. Viele von uns haben die Räumlichkeiten 

> Gemeinschaftshaus – Ort der Zusammenkunft
auch schon zu ganz besonderen Momenten wie für Geburts-
tagsfeiern, Pensionsfeiern, Weihnachtsfeiern, Taufen aber auch 
Hochzeiten aufgesucht. Die Speisen und die Buffets hätten sich 
so manche Haube verdient und mit den besten Mehlspeisen 
hat sich unsere Gertraud einen österreichweiten Namen ge-
macht. Der Weinkeller bietet ein Ambiente, das man in Kärnten 
nicht ein zweites Mal findet. Auch die Sauna mit Infrarotkabi-
ne wird von vielen Kolleginnen und Kollegen in Anspruch ge-
nommen. Hier kann man in gemütlicher Runde dem stressigen 
Alltag entfliehen. Mit viel Einsatz und Freude werden wir uns 
auch weiterhin darum bemühen,  diese einzigartige und wun-
derschöne Einrichtung für unsere Kolleginnen und Kollegen zu 
erhalten und weiter zu führen. 

Verona war immer dann angesagt, wenn in St. Margarethen 
keine Oper, sondern Passionsspiele angeboten wurden. Die 
Aufführungen in der Arena sind ein Erlebnis. Und die Erleb-
nisse des Rahmenprogramms sind sicher heute noch einen 
Reisebericht wert.

Seit Jahrzehnten gibt es unsere legendäre Fahrt ins Garda-
land für Jung und Alt. Früh morgens geht es los, um nur kei-
ne Minute im Vergnügungspark zu versäumen. Unter den 
Stammgästen gibt es schon organisatorische Vollprofis. 
Schnellbuchungen sind hier angesagt, denn die Busplätze 
sind immer innerhalb weniger Tage ausgebucht.

Öffnungszeiten: Montag bis Donnerstag: 9 – 20 Uhr 
Für Ihre Feste und Feiern an allen Wochentagen buchbar.  
Tel.: 04242 208 62423. Menüplan: Auf Homepage des BR 
br.lkh-vil.or.at oder in den Infoblättern.
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Unser Gemeinschaftshaus blickt auf eine bewegte 
Geschichte zurück. Vor ca. 60 Jahren wurde von Dr. 
Fritz Lasch, einem damaligen Oberarzt, die Idee ge-

boren, für die Bediensteten des damaligen LKH Villachs 
eine Begegnungsstätte zu bauen, wo sich die Beschäftig-
ten mittags oder abends nach der Arbeit treffen und ih-
ren Arbeitstag gut ausklingen lassen konnten. Wenn man 
den Zeitzeugen Glauben schenken darf, war es damals nur 
eine kleine Baracke, nicht sehr groß, aber für die Bediens-
teten eine beliebte Begegnungsstätte. 

Wenn sich viele KollegInnen heute fragen, wo das Dr. Fritz 
Lasch-Haus gestanden hat, so könnte man es so beant-
worten: Das Lasch-Haus stand dort, wo sich heute die Kü-

chenrampe befindet. Zusätzlich gab es auf dem Gelände 
damals noch  eine  Tennisanlage und eine Landwirtschaft. 
Im Zuge des Baubeginns der dritten Baustufe, mussten 
der Tennisplatz, das Lasch-Haus und die Landwirtschaft 
aus baulichen Gründen abgerissen werden. Nach seinem 
Ausscheiden übergab Dr. Lasch die Verwaltung des Hau-
ses in die Hände des Betriebsrates mit dem Wunsch und 
Auftrag, dass es immer eine Begegnungsstätte für Be-
dienstete bleibe sollte. 1968 wurde dort, wo sich heute 
die Oberflächengarage „Neu“ befindet, ein Haus erbaut 
und 1978 dort das Gemeinschaftshaus eröffnet. Dieses, 
durch das Land finanzierte Haus, diente über 40 Jahre als 
Gemeinschaftshaus, bis es im Jahre 2006 den Umbauar-
beiten zum Opfer fiel. Dem damaligen Vorstand Dr. Franz 

Sonnberger und dem Ver-
waltungsdirektor Mag. Karl 
Wulz ist es zu verdanken, 
dass nach vielen Gesprä-
chen mit dem Betriebsrat 
ein Ersatz für das Haus ge-
funden wurde.  Gegenüber 
vom Betriebsgelände gab 
es eine Villa, in der über 50 
Jahre Wein produziert und 
verkauft wurde. 
Dieses Areal stand zum 
Verkauf.  Nachdem das 
Land Kärnten dieses Haus 
gekauft hatte, wurde es 
vom Betriebsrat und der 
Verwaltungsdirektion mo-
dernisiert und erneuert.  So 
entstand das heutige Ge-
meinschaftshaus, das mitt-
lerweile auch schon sein 
10jähriges Jubiläum gefei-
ert hat. 

> Eine Institution wird 60 Jahre alt
Von der kleinen Baracke zum modernen Gemeinschaftshaus

Das Team des Gemeinschaftshauses.
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Modern und großzügig gestaltet 
Das neue Gemeinschaftshaus bietet einen großen und 
kleinen Gastsaal, wobei man hier mit bis zu 70 Personen 
sitzend feiern kann. Auch technisch ist der Raum auf dem 
neuesten Stand und kann multimedial genutzt werden.  In 
den Sommermonaten gibt es eine ca. 70 m2 große Son-
nenterrasse, auf der man seine Mittagszeit aber auch die 
Abendstunden in gemütlicher Atmosphäre verbringen 
kann. Im Keller befindet sich für die Bediensteten eine 
wahre Wellnessoase. 

Die neue finnische Sauna, eine Rotlichtkabine sowie ein 
großzügig angelegter Ruheraum laden zum Entspannen 
und Verweilen ein. All das können die Bediensteten nach 
Terminvereinbarung von Montag bis Freitag,  in der Zeit 
von 12.00 bis 21.00 Uhr kostenlos nutzen. Für kleinere Fei-
ern stehen noch der Keller sowie der Kantharos zur Ver-
fügung. Das Haus bietet natürlich auch das Ambiente für 
große Veranstaltungen. Jährlich finden hier auch diverse 
Feste, wie das Prosciuttofest, Maronifest und Sommerfest 
sowie andere Veranstaltungen, statt.   

Regionalität besonders wichtig 
Die hervorragende Küche des Gemeinschaftshauses wird 
von Gertraud Gärtner, Claudia Jessenitschnig, Daniela 
Buchas und Ifeta Kukavica betrieben. Sie kümmern sich 
mit viel Liebe zum Detail um das Wohl der Gäste. Die 
Speisen werden täglich frisch zubereitet. Vor allem die 
hausgemachten Nudelgerichte sind ein Gedicht. Bei allen 
Produkten steht die Qualität und  Regionalität im Vorder-
grund. Eingekauft wird beim einzigen kleinen Fleischer in 
der Gerbergasse – Wiedauf –, der mit seiner Fleischqualität 
einen wertvollen Beitrag zu den Menüs leistet. Auch die 
Kräuter kommen meistens aus dem eigenen Garten. 
  
Früher wurde das Gemeinschaftshaus immer an Bediens-
tete vergeben, die im Sinne von Dr. Fritz Lasch diese 
Einrichtung weitergeführt haben. Seit 2005 gibt es aber 
keinen Pächter mehr. Der Betriebsrat hat mit Karl Binder 
einen Geschäftsführer gefunden, der sich bereit erklärt 
hat, im Sinne des Dr. Fritz Lasch dieses Haus weiterzu-
führen. Auch dem jetzigen Verwaltungsdirektor MMag.
Dr. Wolfgang Deutz  ist es dankenswerterweise ein großes 
Anliegen, diese Begegnungsstätte zu erhalten. 
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Lieber MitarbeiterInnen!

Da ich erst seit 1. 9. 2017 als Arbeitsmedizinerin tätig bin und 
sich mein Kollege Herr Dr. Franz Lesjak in den wohlverdienten 
Ruhestand verabschiedet hat, wird mein Bericht in zwei Teile 
gegliedert sein:
Der erste und längere Teil umfasst die relevanten und ar-
beitsmedizinischen Tätigkeiten, welche Herr Dr. Franz Lesjak 
bereits begonnen hat und ich weiterführen darf wie z. B. die 
Hepatitis B Prophylaxe für die MitarbeiterInnen mit Patien-
tenkontakt, die sorgfältige Be- und Aufarbeitung von Nadel-
stichverletzungen, wobei ich auf die gründliche Aufklärung im 
Umgang mit Infusionsnadeln und Körperflüssigkeiten mein 
Augenmerk legen werde. 

Weiterhin finden regelmäßige Arbeitsplatzbegehungen ge-
meinsam mit Herrn Ing. Josef Pfeifhofer als Sicherheitsfach-
kraft und Brandschutzbeauftragter statt. Es wurden bereits 
drei Mal Arbeitsplätze besucht und so konnten durch aus-
führliche technische sowie medizinische Beratung, Probleme 
vor Ort gelöst werden. 

Auch werden in der betriebsärztlichen Ordination Gravidi-
tätsberatungen, Einstellungsuntersuchungen, Allergiebera-
tungen und die bereits von Herrn Dr. Franz Lesjak bekannte 
Reiseimpfberatung angeboten. 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Untersuchungen, wie z. B. 
Bildschirmsehtests, Nachtarbeituntersuchung und Verlaufs-
kontrolle bei Schadstoffexposition werden weitergeführt. 
Die Strahlenschutzeignungs-,  kontroll- als auch –endunter-
suchung werden erst ab Oktober 2017 durchgeführt, da ich 
die dafür notwendige Ausbildung Ende September absolvie-
ren werde. 

Mit September 2017 begann die Immunitätserhebung der 
dienstälteren MitarbeiterInnen, d.h. jene MitarbeiterInnen 

> Tätigkeitsbericht betriebsärztlicher Bereich

welche vor dem Jahr 2005 im Hause eingestellt wurden. Wa-
rum vor dem Jahr 2005? Seit diesem Zeitpunkt werden in un-
serem Haus sämtliche neueintretende MitarbeiterInnen auf 
ihren Immunitätsstatus betreffend Masern, Mumps, Röteln 
und Varicellen überprüft und ggf. durch die entsprechende 
Impfung ergänzt. 

Den Anfang machten die Abteilungen für Kinder- und Ju-
gendheilkunde sowie die Gynäkologie und Geburtshilfe. Die 
Vorladungen dafür wurden bereits ausgeschickt.

Auch heuer wieder findet ab Oktober eine Grippeimpfaktion 
statt. Der Impfstoff wird großzügigerweise vom Direktorium, 
den MitarbeiterInnen kostenlos zur Verfügung gestellt. 

Neu ist, dass ich zusätzlich zum Impfen in der Betriebsärztli-
chen Ordination auch das Impfen „vor Ort“ d.h. vor oder nach 
der Morgenbesprechung, vor oder nach der Dienstüberga-
be, in den Räumlichkeiten des Hauses anbieten und die Imp-
fungen durchführen werde. Diesbezüglich wird Ihnen meine 
Mitarbeiterin Tamara Schiller vorab Teilnehmerlisten aus-
händigen, in welchen der Terminwunsch als auch die Anzahl 
der zu Impfenden eingetragen werden können. 

Wichtig ist es mir nochmals zu betonen, dass ich unsere Or-
dination als ein Fixpunkt und „geschützter Ort“ sehen möch-
te, in der genügend Zeit und Raum für diverse Anliegen ge-
schaffen werden soll. In diesem Sinn freue ich mich schon 
sehr auf „unsere“ Zusammenarbeit.

                 Ihre Dr. Christiane Fugger 
    Ihre Tamara Schiller
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Unsere Leistungen
• Beratung  von Goldschmiede Meister/innen
• Anfertigung von Schmuckstücken
• Persönliche Beratung bei Änderungen von Schmuckstücken 
• Verkauf von Schmuck und Uhren
• Reparaturen von Schmuck und Uhren
• Ankauf von Bruchgold/Silber und Münzen
• Erstellung von Gutachten
• Echtheit sowie Wertbestimmung von Edelmetallen und Edelsteinen



> Betriebsratsperiode von 2014 bis 2017

Wechsel in medizinischer Direktion:
Nach der Pensionierung und dem allzu raschen 
Tod unseres medizinischen Direktors Dr. Ralph 
Spernol wurde die medizinische Direktion mit 1. 
Feber 2015 neu besetzt. Neuer medizinischer Di-
rektor wurde Dr. Dietmar Alberer. Er ist seit mehr 
als 30 Jahren im Gesundheitswesen tätig und war 
zuletzt stationsführender Oberarzt an der internis-
tischen Intensivstation der 2. Med. Abteilung des 
Klinikums in Klagenfurt.

Wechsel in Pflegedirektion:
Nach mehr als 20 Jahren hat die Pflegedirektorin 
Kornelia Fiausch das LKH Villach verlassen, um 
sich noch weiteren Aufgaben zu stellen. Mit Juli 
2015 trat Dir. Brigitte Stingl-Herzog ihre Funktion 
als Pflegedirektorin am LKH Villach an. Sie war seit 
19 Jahren im Gesundheitswesen tätig und zuletzt 
Pflegedirektorin am Krankenhaus Tamsweg. Da-
mit war nach langer Zeit die kollegiale Führung am 
LKH Villach wieder komplett.

Gleichstellung der Pflegefreistellung zur Bun-
desregelung:
Nunmehr können auch Elternteile welche nicht im 
gemeinsamen Haushalt leben die Pflegefreistel-
lung in Anspruch nehmen. Ebenso ist eine Pflege-
freistellung möglich, wenn Kinder sich in stationä-
rer Behandlung befinden.

Neues Ärztegehaltsschema im LVBG:
Nach langen und zähen Verhandlungen ist es gelun-
gen, sich auf ein neues und wesentlich besseres so-
wie den zukünftigen Herausforderungen angepass-
tesÄrztegehaltsschema zu einigen. Ebenso wurde 
fürÄrzte, welche schon sehr lange im Dienstverhält-
niszum Land standen, die Möglichkeit geschaffen, 
indas neue Entlohnungsschema überzutreten.

Hebammen in K2b:
Im Zuge der Verhandlungen über das Ärzteschema 
neu konnte auch die seit über 17 Jahren dauernde 
Forderung der Hebammen auch, so wie alle ande-
ren gehobenen Dienste, in K2b entlohnt zu werden 
endlich umgesetzt werden.

Lohnverhandlungen für 2016 – 2017 - 2018:
2016 gab es auf Grund der Hypoproblematik und 
der drohenden Insolvenz des Landes Kärnten keine 
Lohnerhöhung für 2016. Sehr wohl gab es die Zusa-
ge, dass nach Abwicklung der Causa Hypo und der 
Berechenbarkeit der Finanzauswirkungen auf Kärn-
ten für 2017 und 2018 ein Abschluss fixiert wird.
Dieser Abschluss fixierte, dass es für 2017 eine 
Übernahme des Bundesabschlusses gibt plus 
0,5% und zum Bundesabschluss 2018 plus 0,8%. 
Somit kam es zu keiner Dauerwirksamkeit des 
Nullabschlusses 2016.

2015
Gehaltsverhandlungen wurden mit Vereinbarun-
gen für die Jahre 2014 und 2015 geschlossen:
Im Jänner 2014 wurde die Gehaltserhöhung von 1,4% 
mit einem Fixbetrag von 14,50€ erreicht. Dies ent-
sprach im K-Schema einer durchschnittlichen Lohn-
erhöhung von 1,64% - 2,27%. Die Nebengebühren 
wurden mit 2,02% angehoben. Für 2015 wurde eine 
Lohnerhöhung von 0,1% über der Inflationsrate fest-
gelegt.

OGH Urteil bei Pflegeurlaub:
OGH stellte fest, dass es zu einem Pflegeurlaubsan-
spruch im Urlaub kommt, bei dem die Streichung der 
Urlaubstage nach dem Prinzip wie bei Erkrankung zu 
erfolgen hat.

Pensionskonto umgesetzt:
Mit der Pensionsreform 2004 wurde die Einführung 
des Pensionskontos beschlossen. Zehn Jahre lang 
wurden Daten erhoben und in das Berechnungssys-
tem eingearbeitet. Mit 2014 war es erstmals so weit, 
dass Kolleginnen und Kollegen Benachrichtigungen 
über ihre Kontoerstgutschrift erhielten.

AK- Wahl Kärnten:
Im LKH Villach wurde die AK-Wahl im März durchge-
führt. Ergebnisse: Erstmalig gibt es in der AK Kärnten 
eine Vizepräsidentin und der Frauenanteil im Vor-
stand beträgt 45%. Die 70 Mitglieder der Vollver-
sammlung teilen sich wie folgt auf: 
FSG (Fraktion sozialdemokratischer Gewerkschafte-
rInnen in der AK)= 56 KR; FA (Freiheitliche Arbeit-
nehmer = 6KR; ÖAAB (Österreichischer Arbeiter- und 
Angestelltenbund) = 3KR; Grüne (Die Grünen und 
unabhängigen GewerkschafterInnen Kärnten) = 3KR; 
BZÖ (Bündnis Zukunft) = 2 KammerrätInnen

Wir haben unseren Fuhrpark erneuert:
Es wurde ein neuer Renault Espace angeschafft. So-
mit haben wir wieder ein Mietfahrzeug nach neues-
tem Stand.

OP Assistenz durch gehobenen Dienst:
Laut BMI bestanden keine rechtlichen Einwände 
gegen eine Assistenz seitens der Pflege. Vereinbart 
wurde die Handhabung dieser organisatorischen 
Veränderung. In der Betriebsvereinbarung wurden 
die Regeln dazu fixiert.

Wechsel der kaufmännischen Direktoren:
Nach über 34 Jahren als kaufmännischer Direktor 
unseres Hauses ging Mag. Karl Wulz mit 1. Oktober 
in den wohlverdienten Ruhestand. Zum neuen Ver-
waltungsdirektor bestellt wurde Dr. Wolfgang Deutz, 
welcher zuvor die Organisationsabteilung geleitet 
hatte.
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Wirksamkeit der Lohnsteuerreform: 
Begonnen hatte alles im Mai und Juni 2014, mit 
Beschluss des ÖGB Bundesparteivorstandes zur 
Steuerreform. Zur Unterschriftenaktion mit mehr als 
270.000 Unterschriften haben auch Sie im LKH Vil-
lach tatkräftig beigetragen. Danke an dieser Stelle 
für Ihre Unterstützung. Im September gab es eine 
BetriebsrätInnenkonferenz in Wien mit mehr als 
5000 teilnehmenden BetriebsrätInnen. Im Novem-
ber wurde Forderungspaket samt Unterschriften der 
Regierung überbracht. Schlussendlich im März 2015 
die Einigung zur Steuerentlastung mit Wirksamkeit 
2016. Größte Steuersenkung für ArbeitnehmerInnen 
seit vierzig Jahren. Bis zu einem Drittel mehr netto 
vom brutto. 

Forderung nach tätigkeitsbezogenem Gehalts-
schema:
Es wurden seitens des Betriebsrates und der KA-
BEG Verhandlungen aufgenommen das K-Schema 
im Bereich der Pflege neu aufzustellen. Beider-
seits wurden bundesweite Vergleiche angestellt. 
Auf Grund der Gesetzeswerdung des neuen GuKG 
und der Unabsehbarkeit ob in der Pflege eine Zwei- 
oder Dreiteilung des Berufes kommen werde, hat 
man Verhandlungen und die Modellerstellung Mitte 
des Jahres ruhend gestellt. 

Geringfügige Beschäftigung während der Eltern-
karenz:
Für das LKH Villach wurde ein Projektmodell entwi-
ckelt. Gründe dafür waren den Wiedereinstieg nach 
Karenz zu erleichtern, die Einschulung nach langer 
Unterbrechung zu verkürzen, Mitarbeiterinnen aus 
dem Bereich Pflege Sicherheit zu geben den Wieder-
einstieg mit Elternteilzeit gut gestalten zu können. Es 
sollte eine Entlastung der Stationen dadurch erreicht 
werden, dass diese Mitarbeiterinnen nicht im Stellen-
plan berücksichtigt werden. Projekt wird von seiten 
der Mitarbeiterinnen und Dienstverantwortlichen als 
sehr positiv beurteilt und an Fortsetzung geplant.

GuKG NEU und Registrierung der Gesundheits-
berufe:
Das neue GuKG wurde im Sommer im Nationalrat 
beschlossen. Es gab dabei viele positive Abände-
rungen aber auch Veränderungen, welche wir kri-
tisch beurteilen müssen. Positiv anzumerken ist, 
dass es endlich nach über 25 Jahren gelungen ist 
die gehobene Pflege in die FH Ausbildung überzu-
führen.  Wehmutstropfen dabei ist die entstandene 
Dreiteilung des Pflegeberufes. Einige Veränderun-
gen werden uns sicher noch Jahre in Praxis beschäf-
tigen um zu optimalen Umsetzungen zu kommen.

Registrierung der Gesundheitberufe:
Auch dieses Gesetz wurde im Sommer verabschie-
det und hat zur Folge, dass mit voraussichtlichem 
Start 2018 alle Gesundheitsberufe registriert wer-
den müssen bzw. für die Betroffenen, dass sie sich 
registrieren lassen müssen. Über das genaue Pro-
cedere informieren wir Sie sobald die Formalitäten 
dafür geklärt sind.
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Pflegepaket:
GuKG bedingt kam es zu Verhandlungsunmöglich-
keit eines tätigkeitsbezogenen Gehaltsschemas. 
Die Forderungen für die Pflege blieben aber trotz-
dem besonders dringlich. Verstärkt wurde dies auch 
noch dadurch, dass es nicht nur darum ging, höhe-
re Gehälter zu erzielen, sondern auch endlich mehr 
Personal im Bereich der Pflege zu erlangen. 
Vorstellung des Pflegepaketes:
Anfang März wurde das Pflegepaket vorgestellt. 
Informationen dazu gab es in Form von Ausschrei-
bungen und der Vorstellung der Internetseite –„pfle-
geistmehrwert.at“ sowie der Facebookseite – „Pflege 
ist MehrWert“. Dieses Forderungspaket wurde unter-
stützt von der GÖD Kärnten und der AK Kärnten.
Vier Kernbereiche:
 Gerechtes Grundgehalt
 Erhöhung der Personaldichte im Pflegebereich
 Verbesserungen der Arbeitsbedingungen in 
    den KABEG Spitälern
 Mehr Zeit für Patienten
Gesamtvolumen der Forderung betrug ca. 15 Millio-
nen Euro. Die Verhandlungen wurden vom ZBR Vors. 
Arnold Auer und den BR Vorsitzenden der jewiligen 
KABEG Krankenanstalten geführt

Betriebsversammlung am 1. April 2017:
Vorstellung des Verhandlungsstandes mit den jewei-
ligen Schwerpunkten. Die Betriebsversammlungen 
für den Bereich Pflege wurden zeitgleich in allen KA-
BEG Häusern abgehalten. Gemeinsamer Beschluss 
in den Krankenanstalten war: Der ZBR und die GÖD 
– Gesundheitsgewerkschaft Kärnten werden aufge-
fordert alle gewerkschaftlichen sowie rechtlich- de-
mokratischen Schritte zu setzen, die zur Umsetzung 
des vorgestellten Pflegepaketes führen. 

Betriebsversammlung Pflege am 11. Mai 2017:
Da es bei den finanziellen Abgeltungen zu keinem 
einvernehmlichen Verhandlungsergebnis kam, wur-
de eine weitere Betriebsversammlung abgehalten. 
In Klagenfurt und Wolfsberg wurde der ZBR-Vor-
schlag abgelehnt in Villach, Laas und Hermagor 
angenommen. Da dies einer mehrheitlichen Ableh-
nung entsprach, mussten neuerliche Verhandlun-
gen mit KABEG und Land aufgenommen werden.

Regierungssitzung 25. Juli: Pflegepaket beschlossen:
Am 25. Juli wurde das Pflegepaket im Rahmen der Re-
gierungssitzung die notwendige Verordnung zur Um-
setzung des Pflegepaketes verabschiedet. Damit wur-
de sichergestellt, dass mit 15. August den Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Bereich Pflege die Gehaltserhö-
hung mit 15. August ausbezahlt werden konnte.

Betriebsversammlung 8. August:
Bei dieser Betriebsversammlung wurden vom BR 
Vorsitzenden Karl Binder alle wichtigen Punkte 
des erreichten Pflegepaketes nochmals vorgestellt 
und erläutert. DGKP – 200€ // PA/MAB – 100€// 
25%ige Mehrzeitzuschlag // 100 Dienstposten und 
vieles anderes mehr.
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> Vom Wählen mit Wahlkarte
Jeder Mitarbeiter und jede Mitarbeiterin haben das Recht, 
ab dem 20. Oktober 2017 eine Wahlkarte persönlich oder 
formlos schriftlich mit Unterschrift im Betriebsratsbüro (bei 
der Wahlkommission) anzufordern. Die Antragsfrist endet am 
Montag, dem 6. November 2017.

Über die Ausstellung der Wahlkarten wird spätestens am 
Dienstag dem 7. November 2017 vom Wahlvorstand entschie-
den. Der Versand findet spätestens am Mittwoch, dem 8. No-
vember 2017 statt.

Sie können die Wahlkarte aber auch am Dienstag dem 7. 
November 2017 oder am Mittwoch, dem 8. November 2017 
persönlich abholen. Den Wunsch der persönlichen Abholung 
müssen Sie bei der Antragstellung bekanntgeben.

Mitarbeitern, welche zur Zeit der BR-Wahl auf Kur sind oder 
sich längere Zeit nicht im Dienst befinden, senden wir nach 
Antrag gerne eine Wahlkarte nach Hause oder zu ihrem Kur-

ort. Ebenso sollten Sie eine Wahlkarte beantragen, wenn Sie 
sich längere Zeit im Krankenstand befinden.
Den Kolleginnen, welche sich im Mutterschutz, vorzeitigem 
Arbeitsverbot oder Karenz sowie Sonderkarenz befinden, 
wird nach Beschluss der Wahlkommission auch diesmal wie-
der automatisch eine Wahlkarte zugesandt.

Eine ehest mögliche Rücksendung ist anzustreben. Berück-
sichtigung findet Ihre Stimme nur, wenn sie spätestens bis 
zum 16. November 2017, bis 15.00 Uhr, bei der Wahlkommis-
sion eingetroffen ist.
Berücksichtigen Sie dabei, dass am Postweg die Post die 
Briefe nur am Morgen und maximal am Vormittag nochmals 
zustellt.
Direkt im Wahllokal können Sie als Wahlkartenwähler nur un-
ter Mitnahme der Wahlkarte wählen.

Nutzen Sie die Gelegenheit bequem von zu Hause aus zu 
wählen!

Kurzinformation zur Wahlkartenwahl
 Beantragung der Wahlkarte bis 6. 11. 2017
 Alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in Karenz benötigen keinen Antrag
 Sie erhalten Ihre Wahlkarte per Post
 Stimmzettel ausfüllen und in das Wahlkuvert A6 geben
 Wahlkuvert verkleben, da sich dieses durch Versand und Öffnen des Außenkuverts versehentlich öffnen könnte
 Wahlkarte und Wahlkuvert in postfreigemachtes und adressiertes Rücksendekuvert geben
 Rechtzeitige Rücksendung ist wichtig, da nur Stimmen zählen, welche bis zum 14. 11. 2017, bis 15.00 Uhr 
     beim Wahlvorstand eingetroffen sind

Ihr Briefwahlkuvert A4 (=Großformat) hat folgenden Inhalt:

 Eine Wahlkarte
     Diese gewährleistet Ihnen, dass Ihre Stimme auch als die Ihre im Wahlregister erfasst werden kann
 Einen Stimmzettel 
     Bitte den Stimmzettel, welcher alle kandidierenden Listen zur Wahl beinhaltet so zu markieren, dass Ihr Wählerwille  
     klar erkennbar ist
 Ein Wahlkuvert grau A6
     (= ½ Kleinformat grau)
     Dieses ist einheitlich mit den Wahlkuverts, welche im Wahllokal abgegeben werden. Da Ihr Wahlkuvert von der 
     Wahlkommission in die Wahlurne geworfen wird, bleibt Ihre Stimmabgabe somit anonym. Verwenden Sie für 
     Ihren Stimmzettel nur dieses Kuvert, da ansonsten Ihre Stimme ungültig wäre
 Ein Rücksendekuvert A5
     (=Kleinformat)
     Portofrei gemacht und adressiert

 Anleitung zur Briefwahl
     Da nur richtig zurückgesendete Wahlkarten gültig sind

Hilfe erhalten Sie auch im BR-Büro und unter der Durchwahl 2205 oder 2772.
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Wahlberechtigt sind alle Personen, die am Stichtag 23. Okto-
ber 2017 im Betrieb beschäftigt waren und bis zum Wahltag 
beschäftigt sind.
Der Arbeitnehmer/ die Arbeitnehmerin muss das 18. Lebens-
jahr vollendet haben.

Alle Kolleginnen und Kollegen werden in der WählerInnenlis-
te, welche vom Betrieb auf Anforderung des Wahlvorstandes 
erstellt wird, erfasst. 
Die WählerInnenliste liegt im Betriebsratsbüro ab Montag 
dem 23. Oktober 2017 zur Einsicht auf. Diese wird natürlich 
vom Wahlvorstand auf Plausibilität überprüft. Am Montag 
dem 30. Oktober 2017 endet die Einspruchsfrist zur WählerIn-

Das Wesentlichste in einer Demokratie ist die Mitentschei-
dung. Mit Ihrer Stimmabgabe geben Sie Ihren gewählten Be-
triebsrätinnen und Betriebsräten die Möglichkeit, Sie in Ihrem 
Interesse zu vertreten. Mit einem hohen Anteil an abgegebe-
nen Stimmen erhöhen Sie die Verhandlungsstärke Ihrer Ar-
beitnehmervertretung und unterstreichen, dass Ihre Anliegen 
gegenüber dem Arbeitgeber von einer großen Mehrheit un-
terstützt werden. Die Wahlbeteiligung ist ein Kriterium, wel-
ches von der Arbeitgeberseite aus gesehen ein Indiz über die 
Stärke der organisierten Arbeitnehmervertretung darstellt.

Nicht alleine was Sie wählen hat Gewicht, sondern auch, dass 
Sie wählen ist der Grundstein für unser demokratisches Zu-
sammenleben.
Sollte es Ihnen nicht möglich sein einen der drei Wahltage 
wahrnehmen zu können, nützen Sie die Möglichkeit mit einer 
Wahlkarte von Ihrem Stimmrecht Gebrauch zu machen.

Wichtiges zur Betriebsratswahl
Die Wahlzeiten: 

Am Dienstag 14. November und 
Mittwoch 15. November 

von 06.45 Uhr bis 19.15 Uhr 

und am Donnerstag 16. November 
von 06.45 Uhr bis 15.00 Uhr.

Wahllokal:
Speisesaal LKH-Villach

nenliste. Wer nicht auf der WählerInnenliste steht und keinen 
Einspruch erhoben hat, ist auch nicht wahlberechtigt.

Personen, welche sich zur Zeit der Wahl in Karenz befinden, 
sind ebenso wahlberechtigt.

Den Kolleginnen, die sich im Zusammenhang mit einer 
Schwangerschaft in Karenz, Mutterschutz oder Sonderka-
renz befinden, wird nach Beschluss des Wahlvorstandes eine 
Wahlkarte zugesandt. Jede Mitarbeiterin hat das Recht, sollte 
sie an den Wahltagen nicht im Wahllokal wählen können, eine 
Wahlkarte zu beantragen. Näheres unter Wählen mit Wahl-
karte.

Wahl zur Behindertenvertrauensperson

Die Wahl der Behindertenvertrauensperson wird parallel 
zur BR Wahl abgehalten.

Wahlberechtigt sind alle Kolleginnen und Kollegen, wel-
che laut Bescheid vom Bundessozialamt als begünstigte 
Behinderte gelten und die allgemeinen Anforderungen 
zur Betriebsratswahl erfüllen.
Es handelt sich aber um zwei unterschiedliche Wahlhand-
lungen mit getrennten Urnen und Wahlakte.

Nur wer wählt, hat auch die Wahl!

Wer mitentscheidet, kann 
auch mitbestimmen!

BETRIEBSRAT

LKH VILLACH

BETRIEBSRAT

LKH VILLACH
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